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Genderhinweis: Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige 
Verwendung der Sprachformen männlich, weiblich und divers (m/w/d) verzich-
tet. Die verkürzte Sprachform hat nur redaktionelle Gründe und beinhaltet keine 
Wertung.

© Energieagentur Rheinland-Pfalz
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1  Mobilität im Wandel

Im Sinne des Klimaschutzes und einer nach-
haltigen Entwicklung ist die Energiewende, 
also der Umstieg auf erneuerbare Energien 
wie Photovoltaik (PV), Windenergie und Was-
serkraft, von zentraler Bedeutung für unsere 
Zukunft. Bei der Stromproduktion sind wir in 
Deutschland diesbezüglich auch schon auf ei-
nem guten Weg, denn der Anteil von Ökostrom 
an der Gesamtstromproduktion liegt bereits 
bei etwa 40 Prozent. 

Ganz anders stellt sich die Situation im Stra-
ßenverkehr dar, denn hier sind wir noch im-
mer nahezu vollständig von fossilen Ener-
gieträgern abhängig. Und in Deutschland 
hat der Verkehrssektor den größten Anteil 
am gesamten Endenergieverbrauch. Es gilt, 
den motorisierten Straßenverkehr mög-
lichst nachhaltig und klimaschonend zu ge-
stalten. Gute Möglichkeiten hierfür bietet  
u. a. der Einsatz von E-Fahrzeugen. Denn die-
se zeichnen sich durch eine hervorragende
Energieeffizienz aus und verursachen während

der Fahrt weder Schadstoffe noch Treibhaus-
gase. Werden E-Fahrzeuge ausschließlich mit 
Ökostrom geladen, was im Sinne der Sektor-
kopplung (hier: der Verknüpfung der Sektoren 
Stromerzeugung und Verkehr) besonders er-
strebenswert ist, können sie einen bedeuten-
den Beitrag zur Energiewende leisten. 

Aktuell befindet sich Deutschland in der Pha-
se des Markthochlaufs der Elektromobilität 
mit umfangreichen Investitionen vonseiten 
der Automobilhersteller in die Entwicklung 
und Bereitstellung von Fahrzeugmodellen 
für immer mehr Anwendungsbereiche. Diese 
Marktentwicklung gilt es im Sinne des Um-
welt- und Klimaschutzes auch von kommuna-
ler Seite zu unterstützen. Für Kommunen gibt 
es, wie diese Broschüre zeigen wird, eine Viel-
zahl von Handlungsmöglichkeiten. Sie reichen 
vom Einsatz von E-Fahrzeugen in Fuhrparks 
und im ÖPNV über die Förderung von Ladein-
frastruktur bis zur Entwicklung gänzlich neuer 
innovativer Mobilitätskonzepte.

© Energieagentur Rheinland-Pfalz
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2  Grundlagen der Elektromobilität

2.1 Fahrzeugtypen

Nur wenigen ist bewusst, dass die Geschichte 
des Automobils eng mit der Elektromobilität 
verbunden ist. Autos fuhren nämlich zunächst 
elektrisch, und erst mit der industriellen Er-
schließung fossiler Erdöllagerstätten und der 
Entwicklung von Verbrennungsmotoren be-
gann die Ära der Benzin- und Dieselfahrzeu-
ge, wie wir sie heute kennen. Seit Ende der 
1990er-Jahre ist eine schrittweise neuerliche 
Elektrifizierung von Autos festzustellen. Die-
se begann zunächst mit der Einführung von 
Hybrid-Fahrzeugen, welche die beim Bremsen 
freiwerdende kinetische Energie zurückgewin-
nen, in einer Batterie zwischenspeichern und 
zur Unterstützung des Verbrennungsmotors 
nutzen. Heute verfügbare E-Fahrzeuge können 
auch über längere Strecken rein elektrisch be-
trieben werden.

Batterieelektrische Fahrzeuge 

Batterieelektrische Fahrzeuge 
fahren immer rein elektrisch, 
wobei der Antrieb über einen 
Elektromotor erfolgt, der seine 
Energie aus einer im Fahrzeug 
integrierten Traktionsbatterie 
bezieht. Aufgeladen wird die Bat-
terie von außen über eine am 
Fahrzeug befindliche Steckdose. 
Batterieelektrische Fahrzeuge 
verfügen über die Fähigkeit zur 
Rekuperation. Das bedeutet, sie 
können beim Bremsen und Aus-
rollen elektrische Energie über 
den Motor zurückgewinnen und 
zum Laden der Batterie verwen-
den. Aktuelle batterieelektrische 
Serienfahrzeuge der Kompakt-
klasse verfügen über Reichwei-
ten von bis zu 350 km.

Plug-in-Hybridfahrzeuge 

Plug-in-Hybridfahrzeuge  verfügen sowohl 
über einen konventionellen Verbrennungsmo-
tor als auch über einen parallel dazu geschal-
teten Elektromotor mit einer von außen auf-
ladbaren Traktionsbatterie. Diese fällt jedoch 
kleiner aus als bei rein elektrischen Autos. Je 
nach Ladezustand der Batterie und geforder-
ter Leistung können entweder nur der Elek-
tromotor, nur der Verbrennungsmotor oder 
beide Motoren gemeinsam das Fahrzeug 
antreiben. In der Regel ist die Rückgewin-
nung von Bremsenergie mittels Rekuperation 
möglich. Plug-in-Hybride können jedoch nur 
auf Kurzstrecken (bis max. 50 km) rein elek-
trisch fahren, während auf Langstrecken der 
konventionelle Antrieb zum Einsatz kommt. 

Batterieelektrisches Auto im Carsharing in Mainz © UrStrom eG
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Die wichtigsten E-Fahrzeugtypen

E-Fahrzeugtypen Antriebs- 
energie

Energie- 
speicher 

Antriebs- 
maschine

externe Strom-
versorgung 
(Stecker)

Batterieelektrisch Strom Batterie Elektromotor Ja

Plug-in-Hybrid Benzin/Diesel 
& Strom

Kraftstofftank & 
Batterie 

Verbrennungs- 
& Elektromotor

Ja

Brennstoffzelle Wasserstoff 
(H2)

Wasserstofftank & 
Batterie

Elektromotor Teilweise 

Brennstoffzellenfahrzeuge 

Brennstoffzellenfahrzeuge werden mit Was-
serstoff betankt. Über eine Brennstoffzelle 
wird der Wasserstoff zusammen mit Luftsau-
erstoff in elektrische Energie umgewandelt, 
die für den Antrieb eines Elektromotors sorgt. 
Bei dem chemischen Prozess in der Brenn-
stoffzelle fallen als Nebenprodukte Wasser 
und Wärme an. Die Autos verfügen über eine 
Batterie, die zum einen als Pufferspeicher zwi-
schen Brennstoffzelle und Motor fungiert und 
zum anderen zurückgewonnene Bremsener-
gie aufnehmen kann. Zurzeit gibt es nur we-
nige Serienmodelle. Diese sind preismäßig im 
Oberklasse-Segment angesiedelt, ermöglichen 
jedoch Reichweiten von bis zu 500 km.  

Zu den maßgeblichen Vorteilen von E-Fahrzeu-
gen, ganz unabhängig von ihrer Bauart, zählt 
ihr geringerer Energieverbrauch im Vergleich 
zu herkömmlichen Fahrzeugen. Zwar verfügen 
fossile Kraftstoffe für Verbrennungsmotoren 
über eine höhere Energiedichte als Batterien. 
Aber während Elektromotoren über 90 Prozent 
der eingesetzten Energie direkt in den Antrieb 
umsetzen, wandeln Verbrennungsmotoren 
einen Großteil der Energie in Wärme um und 
erreichen deshalb nur Wirkungsgrade von  
35 bis 45 Prozent. 

Die höhere Effizienz von Autos mit Elektro-
antrieb lässt sich anhand des folgenden Bei-
spiels veranschaulichen: Verbraucht ein kon-
ventionelles Auto mit Verbrennungsmotor 
sechs Liter Benzin auf 100 km, entspricht dies 
der Energiemenge von etwa 60 Kilowattstun-
den (kWh). Aufgrund seiner deutlich höheren 
Energieeffizienz liegt der realistische Gesamt-
verbrauch eines batterieelektrischen Autos da-
hingegen bei lediglich knapp 20 kWh Strom je 
100 km. 

Das Angebot von elektrisch angetriebenen 
Autos hat sich in den letzten Jahren deutlich 
vergrößert. Mittlerweile gibt es Serienfahrzeu-
ge mit Elektroantrieb von nahezu allen nam-
haften Automobilherstellern. Diese Fahrzeuge 
sind leise, verfügen über durchzugsstarke Mo-
toren, die Fahrspaß bereiten, und komfortable 
Ausstattungen, die denen herkömmlicher Mo-
delle in nichts nachstehen. Nicht nur E-Pkw 
sind in fast allen Fahrzeugklassen verfügbar. 
Auch das Angebot an Hochdachkombis, Mi-
nivans, Transportern, Pritschenwagen und 
anderen Nutzfahrzeugen,  z. B. Radladern 
für Unternehmen und kommunale Betriebe, 
wächst. Die Reichweiten wurden in den letz-
ten Jahren kontinuierlich gesteigert und sind 
für die meisten Alltagsfahrten ausreichend. 
Aufgrund sinkender Fertigungskosten nähern 
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sich die Preise für Autos mit Elektroantrieb 
außerdem immer mehr denen von Autos mit 
Verbrennungsmotoren an. Nicht zuletzt haben 
sich E-Autos mit hoher Zuverlässigkeit in der 
Praxis bewährt.

Vor dem Hintergrund sich verschär-
fender EU-Umweltauflagen, hat die 
Auto mobil branche für die kommen-
den Jahre eine umfangreiche Modell- 
offensive im Bereich der Elektromobilität ange-
kündigt. Dementsprechend  wird sich das An-
gebot an E-Fahrzeugen auch zukünftig weiter 
verbessern.

2.2 Lademöglichkeiten

Während das Betanken von Brennstoffzellen-
fahrzeugen in Deutschland zurzeit wegen teil-
weise fehlender Wasserstofftankstellen noch 
schwierig ist, gestaltet sich das Laden von 
batterieelektrischen und Plug-in-Hybridfahr-
zeugen vergleichsweise einfach. Denn Strom 
steht quasi an jeder Steckdose zur Verfügung. 
Darüber hinaus hat sich in den letzten Jahren 
ein Netz an öffentlichen Ladesäulen für E-Fahr-
zeuge entwickelt, das – nicht zuletzt durch die 
Bereitstellung von staatlichen Fördermitteln – 
immer dichter wird (vgl. Kapitel 3.3). 

Prinzipiell lassen sich zwei Arten des La-
dens von E-Fahrzeugen unterscheiden: 
privat und im öffentlichen Raum.

Laden zu Hause und im Unternehmen

E-Autos können grundsätzlich an jeder Haus-
haltssteckdose mittels eines entsprechenden
Ladekabels, das meist zum Lieferumfang der
Fahrzeuge gehört, aufgeladen werden. Diese
Art des Ladens ist jedoch eher eine Notlösung
und wird von den Fahrzeugherstellern meist
auch als solche definiert. Bei einer Abgabeleis-
tung von max. 2,3 Kilowatt (kW) kann sich der
Ladevorgang je nach Größe und Ladezustand
der Batterie über viele Stunden hinziehen.
Haushaltsteckdosen sind auf solche Dauer-
lasten in der Regel nicht ausgelegt. Außerdem
wird beim Aufladen an der Haushaltssteckdo-
se nur ein vergleichsweise geringer Wirkungs-
grad erreicht. Das heißt, es geht viel Energie
durch Wandlungsverluste verloren.

Sicher und effizient ist die Nutzung einer wand-
hängenden Ladestation, für die sich der Begriff 
„Wallbox“ eingebürgert hat. Solche Wallboxen 
werden mittlerweile von vielen Herstellern 
angeboten. Sie erlauben, je nach Ausführung 
und den Installationsmöglichkeiten vor Ort, 

Laden an der Autobahnraststätte © Energieagentur Rheinland-Pfalz
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Ladeleistungen zwischen 3,7 und 22 kW. Da-
durch verkürzen sich die Ladezeiten deutlich.
Außerdem bieten Wallboxen verschiedene di-
gitale Applikationen, die z. B. das Übernachtla-
den oder die Steuerung via Smartphone-Apps 
ermöglichen. Besonders komfortabel sind 
Wallboxen, bei denen das Ladekabel fest ange-
schlagen ist, denn dadurch entfällt die sonst 
bei jedem Ladevorgang erforderliche und auf 
Dauer lästige Herausnahme des fahrzeugseiti-
gen Ladekabels aus dem Kofferraum. In vielen 
Fällen bietet es sich an, den Ladestrom selber 
zu produzieren, z. B. mittels einer PV-Anlage 
auf dem Dach. Man spart so nicht nur Strom-
bezugskosten, sondern verbessert die Klima-
bilanz des eigenen E-Fahrzeugs noch einmal 
deutlich (vgl. Kapitel 3.1).

Neben fest installierten Wallboxen erfreuen 
sich auch mobile Ladestationen zunehmender 

Beliebtheit bei Elektromobilisten. Denn diese 
Ladestationen können ganz einfach an sämtli-
chen blauen und roten CEE-Steckdosen (z. B. 
in Garagen und im Außenbereich) betrieben 
werden und bieten ansonsten dieselben Lade- 
und Steuerungsmöglichkeiten wie Wallboxen. 
Zugleich bringen die Geräte jedoch den maß-
geblichen Vorteil mit, dass man sie aufgrund 
ihrer kompakten Bauweise problemlos im 
Auto mitführen und überall, z. B. im Urlaub 
auf Campingplätzen, nutzen kann.

Mit der Bereitstellung von Wallboxen oder 
CEE-Steckdosen auf Mitarbeiterparkplätzen 
können Unternehmen die Verbreitung der 
Elektromobilität aktiv unterstützen. Denn 
nicht jeder Mitarbeiter, der für seinen Arbeits-
weg ein E-Fahrzeug nutzt, verfügt daheim über 
die Möglichkeit zur Installation eines Lade-
punktes. Das Laden von E-Fahrzeugen beim 

Möglichkeiten der Normal- und Schnellladung

Technologie Leistung Infrastruktur Einsatzbereiche Kosten

Normalladung Wechselstrom 
(AC)

2,3 bis 22 kW

230 / 400 V

10 bis 32 A

Steckdose 
(Schuko oder  
CEE)

Wallbox  
(Typ 2-Stecker)

Freistehende 
Ladestation 
(Typ 2-Stecker)

Stellplätze, Car-
ports, Garagen 
(privat oder bei 
Unternehmen)

Öffentliche Stell-
plätze, Parkhäu-
ser, Kundenpark-
plätze

bis 200 €

ca. 400 – 2.500 €

 
ca. 6.000 –  
8.000 €*

Schnellladung Gleichstrom  
(DC)

50 bis 350 kW

400 bis 800 V

≥ 125 A

Schnelllade- 
stationen  
(CCS-Stecker,  
CHAdeMO- 
Stecker)

Hauptverkehrs- 
achsen

ab 20.000 €*

*ohne Installationskosten
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Arbeitgeber wird auch vom Gesetzgeber da-
hingehend gefördert, dass die kostenfreie Ab-
gabe von Strom durch den Arbeitgeber an den 
Mitarbeiter seit 2016 nicht mehr als geldwerter 
Vorteil zu versteuern ist (vgl. Kapitel 3.4).

Laden an öffentlichen Ladesäulen

Die meisten bereits verfügbaren und zukünf-
tigen öffentlichen Ladesäulen werden wie 
Wallboxen mit Wechselstrom (AC) am Nieder-
spannungsnetz betrieben und bieten Ladeleis-
tungen bis 22 kW (Normalladung). Hierbei 
ist jedoch zu beachten, dass die maximale 
Ladeleistung, die ein E-Auto an einer Nor-
malladestation aufnehmen kann, auch vom 
bordeigenen Ladegerät abhängig ist und nicht 
allein von der bereitgestellten Leistung. Des-
halb können manche Fahrzeugmodelle auch 
an einer 22 kW-Ladestation nur mit 3,7 oder 
4,6 kW laden. 

Hauptsächlich an Hauptverkehrsachsen und 
stark frequentierten Standorten verbreitet 
sind öffentliche Schnellladestationen, die mit 
Gleichstrom (DC) betrieben werden. Die erfor-
derlichen hohen Leistungen stammen meist 
aus dem Mittelspannungsnetz. An Schnell-
ladestationen wird Gleichstrom unter Umge-
hung des bordeigenen Ladegeräts verlustarm 
direkt in die Traktionsbatterien der E-Fahrzeu-

ge geleitet. In Abhängigkeit von der verfügba-
ren Ladeleistung und der Aufnahmebegren-
zung der Fahrzeuge ist hier Laden mit 50 bis 
350 kW möglich. Aber Achtung: Nicht alle Mo-
delle von E-Fahrzeugen sind für das Aufladen 
an Schnellladestationen geeignet. Häufig zählt 
die Möglichkeit zum Gleichstromladen zu den 
(sinnvollen) Sonderausstattungen.

Öffentliche Ladestationen sind im Vergleich 
zu privaten Ladeeinrichtungen erheblich auf-
wendiger konzipiert und ausgestattet. Dies 
gilt nicht nur für Wetterfestigkeit, Anfahrschutz 
und die digitale Kommunikation zwischen La-
desäule und Fahrzeug, sondern auch in Bezug 
auf die Möglichkeiten zur Fernsteuerung bzw. 
-wartung und die Ausstattung mit speziellen
Sicherheits-, Identifizierungs- und Zahlungs-
systemen. Außerdem werden die technischen
Mindestanforderungen für öffentliche Ladesta-
tionen seit 2016 in der Ladesäulenverordnung
(LSV) definiert. Diese regelt z. B. die Ausstat-
tung der Ladestationen mit genormten Steck-
verbindungen, weshalb das Problem nicht
kompatibler Steckersysteme aus der Anfangs-
zeit der Elektromobilität der Vergangenheit an-
gehört.

Schnellladestationen an Hauptverkehrsachsen © Alexander Ehl
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3  Elektromobilität in der Praxis

3.1 Klimabilanz

Aktuelle wissenschaftliche Untersuchungen 
zur Klimabilanz von E-Fahrzeugen, z. B. vom 
Fraunhofer-Institut für System- und Innova- 
tionsforschung (ISI) und vom Institut für Ener-
gie- und Umweltforschung (ifeu) aus 2019 be-
legen, dass die heute im Handel verfügbaren 
batterieelektrischen Pkw, die in Deutschland 
genutzt werden, unter bestimmten Vorausset-
zungen eine bessere Klimabilanz aufweisen 
können als Fahrzeuge mit Benzin- oder Diesel-
motor. Dies gilt bei Betrachtung über den ge-
samten Lebenszyklus hinweg (inklusive Fahr-
zeugherstellung, Energiebereitstellung und 
Entsorgung bzw. Recycling) und bereits bei 
Nutzung des allgemeinen deutschen Strom-
mixes. Und perspektivisch ist davon auszuge-
hen, dass sich die Klimabilanz von E-Fahrzeu-
gen weiter verbessern wird, da der deutsche 
Strommix durch den Ausbau erneuerbarer 
Energien immer „grüner“ wird und Fahrzeug-
hersteller vermehrt auf eine CO2-neutrale Pro-
duktion setzen.

Ein im Kontext mit der Elektromobilität viel 
diskutierter Aspekt ist der Ressourcenbedarf, 
z. B. an Lithium, Kobalt und seltenen Erden,
für die Herstellung von Traktionsbatterien und
Elektromotoren. Dabei geht es weniger um die
weltweite Ressourcenverfügbarkeit, sondern
vielmehr um die Bedingungen, unter denen
Rohstoffe in manchen Entwicklungsländern
abgebaut und weiterverarbeitet werden. Des-
halb gilt es, die Herstellungsbedingungen in
den Ländern durch gemeinsame Maßnahmen
weiter zu verbessern. Die stärkere Einbindung
von rohstoffreichen Entwicklungsländern in die 
internationale Automobilindustrie bietet gute
Möglichkeiten für wirtschaftliches Wachstum
und die Einführung von Industriestandards –
mit positiven Vor-Ort-Effekten für Einkommen,
Arbeitssicherheit und Umweltschutz.

Da die Faktoren Batteriegröße und Verbrauch 
besonders relevant für die Klimabilanz von 
E-Fahrzeugen sind, schneiden Kleinwagen mit
mittleren und höheren Jahresfahrleistungen
besonders gut ab. Denn diese sind leichter

Schematische Darstellung der Treibhausgasemissionen eines Pkw mit 
Verbrennungsmotor und eines E-Autos in Abhängigkeit von der Lebensfahrleistung 

Gesamter 
Vorteil nach 
Nutzungs-
phase

Lebensfahrleistung

TH
G

-E
m

is
si

on
en

Verbrenner

Fahrzeuge starten 
mit Lasten aus der 
Herstellung

Steigung abhängig 
vom Verbrauch und 
Strommix/Kraftsto�

Schnittpunkt:
Amortisation der Herstellungslasten 
durch geringere Lasten in der Nutzung

E-Auto

Quelle: Energieagentur Rheinland-Pfalz in Anlehnung an Agora Verkehrswende/ifeu
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und ihre Antriebsbatterien (deren Herstellung 
besonders energieintensiv ist) sind kleiner als 
die der größeren und schwereren Fahrzeuge 
der Mittel- und Oberklasse. 

Generell kann man festhalten, dass die Klima-
bilanz von E-Fahrzeugen sich verbessert, wenn 
man Ökostrom aus erneuerbaren Energien 
„tankt“. Dementsprechend wirkt sich die Vor-
gabe positiv aus, dass über Ladesäulen, die 
mit öffentlichen Mitteln gefördert werden, nur 
Strom aus erneuerbaren Energien vermarktet 
werden darf. Außerdem gilt, dass E-Autos, die 
häufig genutzt werden und auf hohe Jahres-
kilometerleistungen kommen, ihre Umwelt-
vorteile besonders gut ausspielen können. Im  
Stadtverkehr, der von häufigen Geschwindig-
keitswechseln und „Stop-and-go-Fahrten“ ge-
prägt ist, fällt die Klimabilanz von E-Autos ge-
genüber Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor 
übrigens besonders gut aus, weil hier durch 
die Rekuperation Bremsenergie zurückgewon-
nen werden kann. Weitere Umweltvorteile von 
E-Fahrzeugen: Sie stoßen keine Schadstoffe
wie Stickoxide und Feinstaub während der
Fahrt aus und sind deutlich leiser als konven-
tionelle Fahrzeuge mit Verbrennungsmotoren.
Diese Aspekte sind für Kommunen besonders
interessant.

Plug-in-Hybridfahrzeuge können eine sinnvol-
le Ergänzung im Fahrzeugmix darstellen, wenn 
nur gelegentlich längere Fahrten durchgeführt 
werden. Mit einer ausreichend dimensionier-
ten Batterie ist es engagierten Nutzern mög-
lich, den Großteil der täglichen Fahrten im 
Nahbereich bei nächtlichem Nachladen rein 
elektrisch durchzuführen.

Im Vergleich zum batterieelektrischen Antrieb 
ist der Brennstoffzellen-Antrieb mit einem 
höheren Energiebedarf verbunden. Ursachen 
hierfür sind die Energieverluste bei der Her-
stellung von Wasserstoff und der geringere 
Gesamtwirkungsgrad. Ähnliches gilt für den 
Einsatz von synthetischen Kraftstoffen. Auch 
hier ist der Energiebedarf bei heute verfügba-
ren Technologien größer. 

Alternative Antriebsarten, vor allem mit Was-
serstoff, können aber mittel- und langfristig 
eine besondere Bedeutung im Langstrecken-
verkehr und im Logistikbereich auf der Straße, 
insbesondere aber im Luft- und Seeverkehr 
sowie beim ländlichen ÖPNV einnehmen 
(ÖPNV: vgl. Kapitel 4.2). Denn batterieelek-
trische Mobilität funktioniert in diesen Ver-
kehrsbereichen aufgrund der erforderlichen 
Reichweiten nur in begrenztem Maße.

Ladepunkte lassen sich über Ladekarten oder Smartphone-Apps freischalten © Energieagentur Rheinland-Pfalz
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3.2 Wirtschaftlichkeit

Wenngleich sich die Preise bereits angenä-
hert haben, fallen die Anschaffungskosten für  
E-Fahrzeuge noch immer höher aus als bei ver-
gleichbaren Fahrzeugen mit Verbrennungsmo-
tor. Dies ist vor allem auf die hohen Kosten für
die Traktionsbatterien sowie auf die Kleinseri-
enproduktion zurückzuführen. Mit der zukünf-
tigen Großserienfertigung von Batterien und
Fahrzeugen und den damit zu erwartenden
Skalierungseffekten kann sich dies jedoch än-
dern. Denn prinzipiell ist die Produktion eines
E-Fahrzeugs deutlich günstiger. So sind die
Kosten für den Motor geringer und viele An-
bauteile, z. B. für die Abgasreinigung, werden
überflüssig. Insgesamt haben E-Fahrzeuge im
Antriebsstrang bis zu 90 Prozent weniger Bau-
teile als konventionelle Fahrzeuge.

Wesentlich für die Betrachtung der Wirt-
schaftlichkeit sind jedoch nicht allein die Be-
schaffungskosten, sondern u. a. auch die Be-
triebskosten. Diese fallen bei E-Fahrzeugen 
aufgrund ihrer höheren Energieeffizienz und 
der damit geringeren verbrauchsbedingten 
Energiekosten niedriger aus als bei Fahrzeu-
gen mit Verbrennungsmotor. Gleiches gilt für 
die Werkstatt- und Wartungskosten, denn bat-
terieelektrische Autos haben sehr viel weniger 
verschleißanfällige Bauteile als herkömmliche 
Autos. Außerdem entfallen viele regelmäßige 

Wartungsarbeiten gänzlich, wie z. B. Öl-, Fil-
ter-, Zündkerzen- und Zahnriemenwechsel. 
Auch bei den Fixkosten und beim Wertverlust 
können E-Autos punkten, denn sie sind z. B. 
über zehn Jahre von der Kfz-Steuer befreit und 
erzielen hohe Restwerte. 

Für E-Fahrzeuge gibt es außerdem weitere 
steuerliche Vorteile und Fördermittel, die sich 
positiv auf die Wirtschaftlichkeit auswirken 
(vgl. Kapitel 3.4). Betrachtet man alle diese 
Faktoren und nicht nur die Anschaffungskos-
ten, so zeigen Kostenvergleiche des ADAC 
dass E-Fahrzeuge mitunter bereits wirtschaft-
licher sind als Dieselfahrzeuge oder Benziner. 

3.3 Erforderliches Ladenetz

Wo wird wann wie viel und wie oft geladen? 
Dies sind die Kernfragen beim Aufbau des öf-
fentlichen Ladenetzes. Damit dieser Aufbau 
nicht nach dem Gießkannenprinzip erfolgt, 
sondern auf den Bedarf künftiger Nutzer passt 
und somit auch wirtschaftlich betrieben wer-
den kann, sind verschiedene Aspekte zu be-
trachten. 

Insbesondere die Frage, wie oft geladen wird, 
hängt maßgeblich von der Akkukapazität künf-
tiger E-Fahrzeuge ab. Die Reichweiten der 2018
bis 2021 neu verfügbaren Fahrzeuge liegen in 
der Regel zwischen 300 und 400 km. Da die 
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Welche Ladebedürfnisse gibt es?

Das Ziel ist eine hinreichende, sicher verfügbare und komfortable Ladeversorgung für 

den alltäglichen Einsatz von Elektrofahrzeugen passend zu Fahrleistung und Bewe

gungsradius. Der weitere Aufbau der Ladeinfrastruktur sollte daher anhand der 

folgenden Darstellung bedarfsorientiert gestaltet werden.

-

-

-

-

-

Aus den Kundenerfahrungen der „Schaufenster Elektromobilität“ und „Modellregionen 

Elektromobilität“ lassen sich drei Ladebedarfe ermitteln:

I. Regelmäßige Ladung/Nachtladung (privates und öffentlich zugängliches Laden) 
Die primäre Ladung von E-Fahrzeugen erfolgt an Standorten, an denen hohe Standzei

ten erzielt werden. Dies betrifft den Parkplatz am Wohnort oder beim Arbeitgeber. 

Während die Installation von Ladepunkten auf privatem Gelände mit Ausnahme des 

Wohneigentumsrechts keine Hürde darstellt, ist die Bereitstellung  von Ladepunkten für 

E-Carsharing-Flotten oder E-Fahrzeugnutzer, die mangels eigenen Stellplatzes ihren Pkw 

im öffentlichen Raum abstellen müssen, schwieriger zu realisieren. Zudem kann gerade 

im Mehrfamilienhaus und am Arbeitsplatz ohne eine Lösung für die Abrechnung nicht 

geladen werden. 

II. Schnellladung (öffentlich zugängliches Laden):
Mit Schnellladeinfrastruktur lassen sich Distanzen jenseits der aktuellen Reichweite von 

E-Fahrzeugen (150–200 km) ohne größere zeitliche Verluste bewältigen. Zum einen 

dient Schnellladung als  Grundnetz für alle Fahrten jenseits der täglichen Routinefahr

ten (Wohnort-Arbeit): Denn das Mobilitätsbedürfnis zeichnet sich neben den Alltags

fahrten vor allem durch den „optionalen Mobilitätsnutzen“ aus. Damit ist die Möglich

keit gemeint, z. B. am Wochenende spontan mit der Familie einen Ausflug zu machen. 

Zum anderen dient Schnellladung als Notfallnetz, falls unerwarteter Ladebedarf auftritt. 

Schnellladen ermöglicht in Zukunft außerdem Langstrecken-Elektromobilität: Mit der 

zunehmenden Verbreitung von Elektrofahrzeugen mit hoher Reichweite (>250km) ab 

etwa 2018 sowie dem Aufbau von Hochleistungsladestationen wird zusätzlich auch 

noch die Nutzung von Schnellladeinfrastruktur für mittlere und lange Strecken relevant 

werden.

III. Zwischendurchladung (öffentlich zugängliches Laden):
Neben den Standzeiten am Wohnort oder beim Arbeitgeber gibt es in den Fahrprofilen 

der Nutzer laderelevante Standzeiten bei einem zwischenzeitlichen Stopp, z.B. beim 

Laden von E-Autos im privaten und öffentlichen Raum, Grafik © Nationale Plattform Elektromobilität
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durchschnittliche Pkw-Fahrstrecke in Deutsch-
land etwa 30 km pro Tag beträgt,  ist tägliches 
Nachladen in den meisten Anwendungsfällen 
nicht zwingend notwendig – erst recht nicht 
an öffentlichen Ladestationen. Häufig wird es 
ausreichen, die Batterie zu Hause oder beim 
Arbeitgeber aufzuladen. Der Bundesverband 
der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) 
geht davon aus, dass etwas 80 Prozent aller 
Ladevorgänge zu Hause geschehen. 

Vor diesem Hintergrund stellt die Nationa-
le Plattform Elektromobilität (NPE) in ihrem 
Fortschrittsbericht 2018 fest, dass die weitaus 
größte Menge an Ladepunkten auf privatem 
Gelände errichtet werden wird. Im öffent-
lichen Raum sagt die NPE einen Bedarf von 

70.000 Normalladepunkten und 7.100 Schnell-
ladepunkten voraus, wenn das Ziel von einer 
Million E-Fahrzeugen in Deutschland erreicht 
wird. Dieses öffentliche Ladenetz wird bereits
intensiv gebaut. Die Zahl an öffentlichen La-
depunkten hat sich gemäß BDEW bis August 
2019 auf ca. 20.650 erhöht, davon etwa 2.400 
Schnellladepunkte. Zukünftig wird sich das La-
denetz nicht zuletzt durch Förderprogramme 
des Bundes stetig weiter verbessern (vgl. Ka-
pitel 3.4). 

Mit der Errichtung und dem Betrieb öffentli-
cher Ladeinfrastruktur sind jedoch auch einige 
Herausforderungen verbunden, auf die im Fol-
genden eingegangen werden soll.

26
Fortschrittsbericht 2018

Bestandsaufnahme

Nationale Plattform Elektromobilität

Auch	der	aktuelle	Bestand	an	530	DC-Ladepunkten	könnte	sich	mit	der	Inbetriebnahme	

der	geförderten	Ladepunkte	im	Jahr	2018	auf	über	4.600	Ladepunkte	fast	verzehnfa

chen.	Entgegen	den	Erwartungen	von	2.500	DC-	und	1.000	Ladepunkten	mit	höheren	

Ladeleistungen	(HPC)	wurden	gut	2.000	DC-	und	mehr	als	3.000	HPC-Ladepunkte	

beantragt.	Damit	wurden	drei	mal	so	viele	Schnellladepunkte	beantragt	wie	gefördert	

werden.	Darüber	hinaus	ist	allerdings	zu	berücksichtigen,	dass	viele	Antragsteller	

deutlich	mehr	beantragt	haben,	als	sie	bewilligt	bekommen	können	(maximal	

5	Millionen	Euro	pro	Antragsteller).	Der	absehbare	Ausbau	von	AC-	und	DC-Ladepunkten	

sowie	von	HPC-Ladepunkten	bietet	nun	eine	gute	Grundlage	für	die	Kalkulation	

des	weiteren	Ausbaubedarfs	und	weiterer	Fördermaßnahmen.

-

Insbesondere	Förderprogramme	für	den	Auf-	und	Einbau	von	Ladeinfrastruktur	im	

privaten	Bereich	sollten	dabei,	wie	richtigerweise	im	aktuellen	Koalitionsvertrag	

adressiert,	zeitnah	initiiert	werden.

Netzintegration
Aktuell	sind	die	Auswirkungen	auf	das	Stromnetz	in	Deutschland	begrenzt.	Verteilnetze	

in	Regionen	mit	hohem	Anteil	an	erneuerbaren	Energien	sind	bereits	stark	ausgebaut.	

Die	moderate	Verbreitung	von	Ladeinfrastruktur	in	diesen	Flächennetzen	ist	daher	in	

vielen	Fällen	unkritisch.	Das	gilt	auch	für	größere	Individualanschlüsse,	zum	Beispiel	für	

Schnellladesäulen,	die	Tagesgeschäft	der	Netzbetreiber	sind,	wie	etwa	beim	Anschluss	

von	Gewerbe-	oder	Industriekunden	mit	entsprechendem	Leistungsbedarf.	Über	den	

Ausbau öffentlich zugänglicher Ladeinfrastruktur, Grafik © Nationale Plattform Elektromobilität
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Städtebau

Die Errichtung von Ladeinfrastruktur im öf-
fentlichen Raum ist städtebaulich und ge-
stalterisch insbesondere in urbanen Verdich-
tungsräumen nicht immer unproblematisch, 
da Ladesäulen prägende Gestaltungsobjekte 
darstellen. Je nach Verbreitung und Ausprä-
gung sind sie mitunter nicht mit den städte-
baulichen Zielen kompatibel. 

Parkraum

Für die Errichtung von öffentlichen Ladepunk-
ten, die nur für E-Fahrzeuge während des La-
devorgangs reserviert sind, werden häufig 
bestehende öffentliche Parkflächen umgewid-
met. Hierdurch reduziert sich der Parkraum 
für konventionelle Fahrzeuge insbesondere in 
urbanen Verdichtungsräumen, in denen aktu-
ell schon Parkraumengpässe bestehen.

Aufgrund dieser Engpässe und der daraus re-
sultierenden Konkurrenz zwischen Laden und 
Parken sind bereits heute erhebliche „Fehl-
belegungen“ zu beobachten. Entweder blo-
ckieren E-Fahrzeuge nach dem Ladevorgang 
den Ladepunkt weiter, oder der Ladepunkt 
wird generell als Parkplatz ohne Ladevorgang 
durch Elektro- oder konventionelle Fahrzeuge 
belegt. Hier kann die Kommune grundsätz-
lich über restriktive Maßnahmen der Park- 
raumbewirtschaftung (z. B. Ordnungsgelder 
und Abschleppen) entgegenwirken. Zuge-
parkte Ladestationen im Straßenraum sind 
ein großes Ärgernis für Elektromobilisten, die 

auf öffentliche Ladepunkte angewiesen sind. 
Manche Nutzer bevorzugen deshalb Lade-
punkte auf bewirtschafteten Parkflächen mit 
Zugangsbeschränkung und kontinuierlicher 
Überwachung, z. B. in Parkhäusern oder auf 
Firmenparkplätzen. In der Konsequenz kann 
diese Situation einen wirtschaftlichen Betrieb 
öffentlicher Ladesäulen deutlich einschränken. 

Freie Nutzbarkeit

Zurzeit ist die Nutzung von öffentlichen La-
desäulen aufgrund der Vielfalt von Anbietern, 
die für die Autorisierung und Abrechnung 
von Ladevorgängen auf eigene Ladekarten 
bzw. Smartphone-Apps setzen, teilweise noch 
recht kompliziert und nicht immer selbsterklä-
rend. Mit der zunehmenden Verbreitung von 
Ladekarten und -Apps mit sogenannter Roa-
ming-Funktion, mit denen man die Ladeinfra-
struktur verschiedener Anbieter nutzen kann, 
hat sich die Situation jedoch deutlich verbes-
sert. 

Förderlich für die vereinfachte Nutzung der öf-
fentlichen Ladeinfrastruktur ist weiterhin, dass 
gemäß Ladesäulenverordnung seit Ende 2017 
alle neuen Ladepunkte die Möglichkeit bieten 
müssen, Ladevorgänge auch ohne Ladekar-
te oder -App mittels Bargeld, eines gängigen 
kartenbasierten Zahlungssystems oder eines 
webbasierten Systems (wie z. B. Paydirect, 
PayPal, Sofortüberweisung etc.) zu starten und 
abzurechnen.

Parkplätze für E-Autos an öffentlichen Ladesäulen in Kaiserslautern © Energieagentur Rheinland-Pfalz
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Wirtschaftlicher Betrieb

In der aktuellen Phase des Markthochlaufes 
ist der Betrieb einer Ladesäule häufig noch 
nicht wirtschaftlich. Die NPE geht davon aus, 
dass ein wirtschaftlicher Betrieb öffentlicher 
AC-Ladeinfrastruktur, auch bei hoher Nachfra-
ge bis 2020, nicht realistisch sein wird, da die 
spezifischen Vollkosten pro Kilowattstunde an 
diesen Ladepunkten doppelt so hoch ausfallen 
wie an der heimischen Ladestation.

Das bedeutet: Öffentliche Ladeinfrastruktur 
mit Wechselstrom sollte nur dort entstehen, 
wo es keine sinnvollen Alternativen im priva-
ten und halböffentlichen Raum gibt, da sie 
außer in hochfrequentierten Bereichen in der 
Regel nicht wirtschaftlich betrieben werden 
kann. Der Aufbau von Ladeinfrastruktur mit 
Gleichstrom ist notwendig, sollte aber nach 
marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten durch 
private Betreiber erfolgen.

Netzstabilität

Der BDEW hat berechnet dass eine Million 
E-Autos in Deutschland lediglich zu einem
um 0,5 Prozent höheren Strombedarf führen.
Perspektivisch wird es jedoch erforderlich sein,
parallel zum Markthochlauf der Elektromobi-

lität das Stromnetz in bestimmten Bereichen 
zu ertüchtigen bzw. auszubauen. Das gilt z. B. 
für die Erhöhung der Trafoleistung in örtlichen 
Stromnetzen, den sogenannten Verteilnetzen, 
sowie für den Netzausbau an Autobahnrast-
stätten, an denen viele Schnellladepunkte 
gleichzeitig betrieben werden sollen.

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass auch bei 
einer raschen Zunahme von E-Autos nicht die 
zusätzlich erforderliche Strommenge die kri-
tische Größe darstellt, sondern vielmehr die 
Gleichzeitigkeit von Ladevorgängen. Um örtli-
che und zeitliche Netzbelastungen auszuglei-
chen, gibt es verschiedene Möglichkeiten, die 
bereits in Smart Grids erprobt und umgesetzt 
werden. Dazu zählen beispielsweise zeit- und 
lastgesteuerte Ladevorgänge, intelligentes 
Netzmanagement und der Einsatz von Spei-
chertechnologien. 

Optimale Potenziale für die Stabilisierung 
von Stromnetzen bieten im Übrigen auch die 
E-Fahrzeuge selbst. Und zwar dann, wenn
sie, wie bereits bei einigen Fahrzeugmodellen
verfügbar, die Möglichkeit des bidirektionalen
Ladens bieten und damit ihre Traktionsbatteri-
en nicht nur am Netz aufladen, sondern auch
Strom zurückspeisen können.

Ladekarten zur Freischaltung von öffentlichen Ladesäulen © Energieagentur Rheinland-Pfalz
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3.4 Fördermittel und rechtliche Rahmen-
bedingungen

Um den Markthochlauf der Elektromobilität zu 
unterstützen, hat die Bundesregierung in den 
vergangenen Jahren mehrere Förderprogram-
me aufgelegt und zudem steuerliche Vorteile 
für E-Pkw geschaffen. Auch das im Oktober 
2019 beschlossene „Klimaschutzprogramm 
2030“ der Bundesregierung sieht die Förde-
rung der Elektromobilität als zentrales Element 
bei den Bemühungen um eine Reduktion der 
Emissionen im Verkehrssektor. Es lohnt sich 
daher zu prüfen, ob für das eigene Vorhaben 
passende Fördermöglichkeiten genutzt wer-
den können und an welche Bedingungen diese 
geknüpft sind.

 

Dienstwagenbesteuerung

Im Rahmen der privaten Nutzung von Dienst-
wagen berechnet sich seit 2019 der geldwerte 
Vorteil für E-Pkw nur noch aus dem halben 
Bruttolistenpreis (0,5 Prozent-Regel) und soll 
gemäß Klimaschutzprogramm für reine Elek-
trofahrzeuge bis zu einem Preis von 40.000 
Euro sogar noch weiter auf 0,25 Prozent sin-
ken. Wichtig: Bei Plug-in-Hybriden gelten die 
Mindestanforderungen aus dem Elektromobi-
litätsgesetz. 

Lohnsteuervorteile

Bezieht der Arbeitnehmer an seinem Arbeits-
platz vergünstigten oder kostenlosen Strom für 
das Laden von privaten Fahrzeugen, so muss 
er den dadurch entstehenden geldwerten Vor-
teil aktuell nicht versteuern. Deshalb besteht 
auch nicht die Notwendigkeit, den geladenen 
Strom zu messen oder zu berechnen. Stellt 
der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer kostenfrei 
oder vergünstigt eine Wallbox für das Laden zu 
Hause zur Verfügung, kann dieser Vorteil pau-
schal mit 25 Prozent versteuert werden.

Umweltbonus

Aktuell wird die Beschaffung von E-Fahrzeu-
gen durch Privatpersonen und Unternehmen 
mit dem Umweltbonus der Bundesregierung 
in Höhe von 2.000 Euro zzgl. Herstellerprämie 
(min. 2.000 Euro)  für batterieelektrische Fahr-
zeuge und 1.500 Euro zzgl. Herstellerprämie 
(min. 1.500 Euro) für Plug-in-Hybridfahrzeu-
ge bezuschusst. Das Klimaschutzprogramm 
sieht vor, den Umweltbonus ab 2021 für Autos 
unter 40.000 Euro anzuheben. Beantragt wird 
der Umweltbonus beim Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA).

KfW-Umweltprogramm

Das Umweltweltprogramm der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW) fördert Investitionen 
in Umweltschutz und Nachhaltigkeit mit zins-
günstigen Finanzierungen. Dazu zählen auch 
die Anschaffung von E-Fahrzeugen (batterie-
elektrisch und mit Brennstoffzelle) und der 
Aufbau von Ladestationen. Gewerbetreiben-
de, Freiberufler und Contractoren können die 
KfW-Kredite in Anspruch nehmen.

Förderrichtlinie Elektromobilität

Mit der Förderrichtlinie Elektromobilität unter-
stützt das Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur (BMVI) kommunale Elek-
tromobilitätskonzepte und die Beschaffung 

Fördermittel für E-Fahrzeuge ausschöpfen 
© Energieagentur Rheinland-Pfalz
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von E-Fahrzeugen im Fuhrpark einschließlich 
der dafür erforderlichen Ladepunkte. Zudem 
fördert es anwendungsorientierte Forschungs- 
und Entwicklungsmaßnahmen, die eine Kos-
tenreduktion der für die Elektromobilität be-
nötigten Technologien, Komponenten oder 
Systeme zum Ziel haben. Eine Beantragung 
entsprechender Fördergelder ist nur innerhalb 
gesonderter Förderaufrufe möglich.

Förderrichtlinie Ladeinfrastruktur

Durch die Förderrichtlinie Ladeinfrastruktur 
für E-Fahrzeuge vom BMVI wird bis 2020 der 
Aufbau einer öffentlich zugänglichen Lade- 
infrastruktur mit insgesamt 300 Millionen 
Euro gefördert. Davon sind 100 Millionen Euro 
für Normalladestationen und 200 Millionen 
Euro für Schnellladestationen vorgesehen. Ziel 
ist es, ein flächendeckendes Netz aus 15.000 
Normal- und Schnellladestationen zu schaf-
fen. Eine Beantragung entsprechender Förder-
gelder ist nur innerhalb gesonderter Förderauf-
rufe möglich.

Nach dem Klimaschutzprogramm der Bun-
desregierung sollen in Deutschland bis 2030 
eine Million Ladepunkte (also etwa 500.000 
Ladestationen) zur Verfügung stehen. Dafür ist 
zum einen die Fortführung der Förderung für 
öffentliche Ladepunkte bis 2025 geplant. Zum 
anderen sollen zukünftig auch halböffentliche 
Ladesäulen auf Kunden- und Mitarbeiterpark-
plätzen sowie bei Mehrfamilienhäusern geför-
dert werden. 

Um einen koordinierten Hochlauf der Elek-
tromobilität zu ermöglichen, soll gemäß 
Klimaschutzprogramm ein „Masterplan 
Ladeinfrastruktur“ vorgelegt und eine „Natio-
nale Leitstelle“ für Elektromobilität eingerich-
tet werden.

Förderung für Elektro- und Hybridbusse

Dank eines Förderprogramms des Bundes-
ministeriums für Umwelt, Naturschutz und 

nukleare Sicherheit (BMU) stehen bis 2022 
insgesamt 300 Millionen Euro für die An-
schaffung von E-Bussen und dafür benötigter 
Ladeinfrastruktur zur Verfügung. 180 Millionen 
Euro davon sind für den ÖPNV in Städten mit 
Überschreitung der Stickstoffdioxid-Grenz- 
werte reserviert. Mit der Förderung soll die 
Markteinführung von emissionsfreien Fahr-
zeugen für den öffentlichen Personennahver-
kehr unterstützt werden. Zudem fördert das 
BMVI über die Förderrichtlinie „Maßnahmen 
der Marktaktivierung im Rahmen des Natio-
nalen Innovationsprogramms Wasserstoff und 
Brennstoffzellentechnologie Phase II“ (NIP2) 
die Anschaffung von Brennstoffzellenfahrzeu-
gen in Fahrzeugflotten sowie im Linienverkehr 
des ÖPNV und die zugehörige Betankungsin-
frastruktur. Eine Beantragung entsprechender 
Fördergelder über die Richtlinien ist nur inner-
halb gesonderter Förderaufrufe möglich.

Für den Aufbau und Betrieb von Ladeinfra-
struktur sowie für mögliche Privilegien für 
E-Fahrzeuge im kommunalen Umfeld gibt es 
einen komplexen Rechtsrahmen. Es folgt eine 
aktuelle Bestandsaufnahme.

Elektromobilitätsgesetz

Eine wichtige juristische Grundlage zur Förde-
rung der Elektromobilität in Kommunen bildet 
das seit 2015 gültige „Gesetz zur Bevorrech-
tigung der Verwendung elektrisch betriebener 
Fahrzeuge“, abgekürzt Elektromobilitätsgesetz 
(EmoG) genannt.

Privilegierung von E-Autos beim Parken 
© Energieagentur Rheinland-Pfalz
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Das EmoG ermöglicht es Kommunen, E-Fahr-
zeuge beim Parken auf öffentlichen Straßen 
oder Wegen zu bevorzugen, z. B. durch kos-
tenloses Parken oder durch die Berechtigung 
zum Parken an Plätzen, an denen dies für kon-
ventionelle Fahrzeuge verboten ist. Außerdem 
können E-Fahrzeuge durch die Berechtigung 
zur Nutzung von bestimmten Straßen, wie 
z. B. Busspuren, und durch Ausnahmen von 
sonst geltenden Zufahrtsbeschränkungen und 
Durchfahrtsverboten privilegiert werden.

Energierecht

Seit dem Erlass des Strommarktgesetzes vom 
30. Juli 2016 wird im Energiewirtschaftsgesetz 
(EnWG) ein Ladepunkt als Letztverbraucher 
behandelt. Das bedeutet, dass der Betreiber 
eines Ladepunkts weder Stromlieferant noch 
Energieversorger ist. Analog dazu wurden die 
Stromsteuerverordnung (StromStV) und das 
Messstellenbetriebsgesetz (MsbG) sinngleich 
angepasst. Demgegenüber definieren das Er-
neuerbare-Energien-Gesetz (EEG) und das 
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) ein 
E-Fahrzeug als Letztverbraucher – mit  der Fol-
ge, dass ausschließlich das Laden von eigenen 
Fahrzeugen des Anlagenbetreibers als Eigen-
verbrauch gilt und somit von der EEG-Umlage 
befreit ist.

Ladesäulenverordnung

Die Ladesäulenverordnung (LSV) soll den 
Ausbau von Stromtankstellen in Deutschland 
beschleunigen und Rechtssicherheit schaffen. 
Die Verordnung regelt „technische Mindestan-
forderungen an den sicheren und interoperab-
len Aufbau und Betrieb von öffentlich zugäng-
lichen Ladepunkten für Elektromobile“. Neben 
technischen Anforderungen wird auch das 
barrierefreie Bezahlen in der LSV geregelt. Die 
Verordnung reguliert ausschließlich öffentlich 
zugängliche Ladepunkte mit einer Leistung 
über 3,7 kW. Als öffentlich zugänglich gelten 
gemäß LSV alle Ladepunkte, die für jeden Nut-
zer zugänglich sind. Und zwar unabhängig da-

von, ob sich der Ladepunkt auf einem privaten 
oder öffentlichen Grundstück befindet. Folgen-
de Mindestanforderungen gelten für öffentlich 
zugängliche Ladestationen:

› Normalladesäulen müssen je Ladepunkt
standardmäßig mit Steckdosen oder fest
angeschlagenen Ladekabeln des Typs 2
ausgestattet sein.

› Schnellladesäulen müssen je Ladepunkt
mindestens ein fest angeschlagenes La-
dekabel mit CCS-Stecker aufweisen.

› Es sind die Vorgaben der technischen
Sicherheit von Energieanlagen gemäß
EnWG einzuhalten.

› Die In- und Außerbetriebnahme von öf-
fentlichen Ladesäulen muss der Bundes-
netzagentur mitgeteilt werden.

› Die Ladesäulen müssen auch für Elektro-
mobilisten ohne Vertrag mit dem jewei-
ligen Energieversorgungsunternehmen
bzw. Betreiber nutzbar sein. Und dies
ohne vorherigen Aufwand und Registrie-
rung. Umgesetzt werden kann diese Bar-
rierefreiheit durch kostenlose Stromab-
gabe, die Möglichkeit zur Barzahlung in

Kombinierte Ladestation für Normal- 
und Schnellladung (Triple Charger)  
© Energieagentur Rheinland-Pfalz
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der unmittelbaren Nähe des Ladepunkts 
(z. B. Parkautomat oder Kasse), die Zah-
lungsmöglichkeit  mit einer EC- oder Kre-
ditkarte oder die Option zur Zahlung über 
ein gängiges und kostenfreies webbasier-
tes Zahlungssystem. 

 › Die Menüführung muss mindestens in den 
Sprachen Deutsch und Englisch erfolgen. 

Eichrecht

Das Eichrecht betrifft die Abrechnung von 
Strom- oder Zeitkosten. Es sieht vor, dass 
Ladesäulen, die gemäß Eichrecht Stromver-
kaufsautomaten sind, geeicht sein müssen 
sobald eine verbrauchsgenaue Abrechnung 
des Stroms bzw. eine zeitgenaue Abrechnung 
gegen Entgelt erfolgt. Für öffentlich zugängli-
che Ladeinfrastruktur gilt ein bundesweit gül-
tiger Rechtsrahmen. Zugelassen sind nach 
Eichrecht folgende Modelle der Stromabgabe:

 › Kostenfreie Abgabe von Ladestrom: keine 
Eichung notwendig.

 › Abrechnung des Ladestroms über Pau-
schalen, z. B. Halbtagespauschale oder 
Pauschale je Ladevorgang: keine Eichung 
notwendig. Dies ist allerdings nicht kom-
patibel mit der Preisangabenverordnung 
(PAngV).

 › Verbrauchsgenaue Abrechnung nach 
kWh: Eichung notwendig.

 › Zeitgenaue Abrechnung: Eichung notwen-
dig. Dies ist nur kompatibel mit der PAngV 
in Verbindung mit einer zugleich ver-
brauchsgenauen Abrechnung nach kWh. 

Bei der verbrauchs- und/oder zeitgenauen 
Abrechnung müssen sowohl die Messgeräte 
für den Stromverbrauch als auch die für die 
zeitliche Nutzung geeicht sein. Dies gilt nicht 
nur für die Ladepunkte (Wallbox bzw. Lade- 

säule), sondern auch für Speicher- und Anzei-
gemodule oder für die Kommunikation mit ei-
nem zentralen Abrechnungssystem (Backend) 
und für das Backend selbst.

Preisangabenverordnung

Die PAngV ist eine deutsche Verbraucher-
schutzverordnung. Nach §3 der PAngV 
gilt für die kostenpflichtige Abgabe von 
Strom an Ladepunkten, dass grundsätz-
lich immer verbrauchsabhängig nach kWh 
abgerechnet werden muss. Darüber hin-
ausgehende zusätzliche Preiselemente,  
z. B. Zusatzgebühren je Ladevorgang, Park- 
bzw. Reservierungsgebühren, sind jedoch zu-
lässig. Alle anfallenden Zusatzkosten müssen 
ausgepreist und vollständig in unmittelbarer 
Nähe des Arbeits- oder Mengenpreises an-
gegeben werden. Verbrauchsunabhängige 
Abrechnungen, wie z. B. reine Zeittarife bzw. 
Einmalgebühren (Session-Fees), und Kom-
binationen aus diesen Preiselementen sind 
grundsätzlich nicht zulässig.

EU-Richtlinie zur Gesamtenergieeffizienz 
von Gebäuden

Rechtliche Handlungsvorgaben macht auch 
die 2018 überarbeitete EU-Richtlinie zur Ge-
samtenergieeffizienz von Gebäuden, die den 
Aufbau von Ladeinfrastruktur fordert und die 
bis spätestens zum 10. März 2020 von den 
EU-Ländern in nationales Recht umgesetzt 
werden muss. Sie definiert u. a., dass alle neu-
en und grundlegend sanierten Wohngebäude 
mit mehr als zehn Parkplätzen mit einer erfor-
derlichen Vorverkabelung ausgestattet werden 
müssen, die den nachträglichen Einbau von 
Ladepunkten für alle Parkplätze ermöglicht. 
Für neue und grundlegend sanierte Geschäfts-
gebäude mit mehr als zehn Parkplätzen gilt 
dies für 20 Prozent aller Parkplätze. Zudem 
muss bei diesen Geschäftsgebäuden mindes-
tens ein Ladepunkt installiert und verfügbar 
gemacht werden. 
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4  Kommunale Handlungsmöglichkeiten 
Neben der Stärkung der Verkehrsmittel im 
Umweltverbund, also des Fußgänger- und 
Fahrradverkehrs, des öffentlichen Nahver-
kehrs (Bahn, Bus und Taxi) sowie der Mittel 
der kombinierten Mobilität (Carsharing und 
Mitfahrzentralen), bietet die Elektrifizierung 
des motorisierten Individualverkehrs sehr gute 
Potenziale, die Umwelt- und Lebensqualität in 
Städten und Kommunen zu verbessern.

Kommunale Verwaltungen und Betriebe kön-
nen z. B. durch den Einsatz von E-Fahrzeugen 
in den eigenen Fuhrparks – unter Nutzung von 
erneuerbaren Energien – eine Vorbildfunktion 
einnehmen und die Entwicklung der Lade- 
infrastruktur unterstützen. Außerdem können 
sie multimodales und ressourcenschonendes 
Mobilitätsverhalten fördern, u. a. durch die 
Entwicklung und Umsetzung innovativer Mo-
bilitätskonzepte und die Setzung gezielter An-
reize unter Anwendung der rechtlichen Hand-
lungsoptionen. Damit stellen sie sich zugleich 
den Herausforderungen der zunehmenden 
Digitalisierung im Verkehr.

Für die Entwicklung erfolgreicher Mobilitäts-
strategien sind ein klares Bekenntnis der po-
litischen Entscheider zu den Zielen sowie die 
koordinierte Zusammenarbeit von Verwal-
tungs- und Planungsgremien erforderlich. 
Relevante Akteure wie Bürger, Wohnungswirt-
schaft, Netzbetreiber und Energieversorger 
sollten unbedingt einbezogen werden. Wichtig 
ist dabei die Erkenntnis, dass die erforderlichen 
Planungs- und Umsetzungsprozesse langfris-
tig sind und einer kontinuierlichen Nachsteue-
rung bedürfen. Außerdem hat es sich bewährt, 
die Expertise externer Berater einzubeziehen, 
die den Prozess begleiten. Häufig lohnt sich 
auch der Blick in andere Gemeinden ähnlicher 
Struktur, die sich bereits länger mit dem The-
ma Elektromobilität beschäftigen. Erfolgreiche 
Konzepte sind durchaus übertragbar, so dass 
nicht jede Kommune das Rad neu erfinden 
muss (vgl. Kapitel 5). 

Eine sehr empfehlenswerte Broschüre für Mit-
arbeiter und Entscheider kommunaler Ämter 
bzw. Abteilungen, die mit strategischen und 
planerischen Aufgaben betreut sind, ist die 
2019 vom BMVI herausgegebene Broschüre 
„Förderung der Elektromobilität durch Veran-
kerung in kommunalen Mobilitätsstrategien“.

4.1  Kommunaler Fuhrpark

Die Umstellung der kommunalen Fahrzeug-
flotte auf alternative Antriebe hat nicht nur eine 
reine Vorbildfunktion. Sie hilft der Kommune 
zudem, ihre direkt beeinflussbaren Treibhaus-
gas- und Schadstoff-Emissionen zu reduzie-
ren, und dient im Idealfall dazu, den Einsatz 
von Fahrzeugen im Sinne eines umfassen-
den Mobilitätsmanagements grundlegend zu 
überdenken und ökologisch wie ökonomisch 
sinnvoll zu gestalten. 

Pkw für Dienstfahrten

Zur Personenbeförderung werden neben 
Dienst-Pkw, die meist einzelnen Ämtern bzw. 
Betrieben oder Abteilungen unmittelbar zuge-
ordnet sind, in hohem Maße Privat-Pkw ge-
gen Kilometergelderstattung eingesetzt. Dies 
trifft in besonderem Maße auf den ländlichen 
Raum zu. Auf den ersten Blick erscheint das 
wirtschaftlich. Für die Verwaltung birgt die 
dienstliche Nutzung von Privat-Pkw jedoch 
versteckte Kosten, wozu entweder die Versi-
cherung gegen Schäden während Dienstfahr-
ten oder aber die Übernahme möglicher Scha-
denskosten gehören. 

Bis auf Dienstreisen einzelner Personen be-
wegen sich die Mitarbeiter von Verwaltungen 
überwiegend im Gebiet der eigenen Kommu-
ne. Obwohl Kommunen aufgrund dieser Fahr-
profile grundsätzlich ideale Voraussetzungen 
für die Nutzung von E-Autos oder Pedelecs 
aufweisen, werden entsprechende Ansätze 
aufgrund von Bedenken und vermeintlichen 

Elektromobilität_191128.indd   22Elektromobilität_191128.indd   22 03.12.2019   13:05:3803.12.2019   13:05:38



23

Hindernissen nur zögerlich und punktuell 
umgesetzt. Nicht selten führen sie dann zu er-
heblichen Mehrkosten, weil E-Fahrzeuge nicht 
systematisch in das Mobilitätssystem inte- 
griert werden und nur geringe Fahrleistungen 
erreichen. Verzichtet die Verwaltung auf die 
dienstliche Nutzung von Privat-Pkw zuguns-
ten eines zentral organisierten, aber dezen-
tral stationierten Pools optimierter (E-)Pkw, 
wächst zwar der Fahrzeugbestand an. Den-
noch reduzieren sich so die Kilometerkosten 
oftmals deutlich. 

Die erfolgreiche Einführung von Elektromobi-
lität im kommunalen Fuhrpark ist ein Quer-
schnittsthema, das die gesamte Verwaltung 
betrifft. Um in einer heterogenen und dezen-
tralen Struktur effiziente Maßnahmen zu ent-
wickeln und nachhaltig umzusetzen, sollten 
zu Beginn strategische Ziele erarbeitet und 
festgelegt werden. Erst danach erarbeiten die 
Zuständigen die konkrete Vorgehensweise. 

Am Beginn des strukturierten Veränderungs-
prozesses steht die Analyse der Ausgangs- 
situation und des Bedarfs. Erst so können 
Potenziale identifiziert und konkrete Maßnah-
men definiert werden. Dabei ist wichtig, dass 
die Analyse nicht ausschließlich das bestehen-
de Mobilitätssystem betrachtet, das in erster 
Linie auf dem Mobilitätsverhalten der Vergan-

genheit basiert. Stattdessen muss zunächst 
der vollständige, tatsächliche Mobilitätsbedarf 
erfasst und dann unter Berücksichtigung der 
Möglichkeiten ein System entwickelt werden, 
das diesen Bedarf optimal im Sinne von Wirt-
schaftlichkeit, Ökologie und Mitarbeiterorien-
tierung deckt. Damit die Potenzialanalyse auf 
konkreten Zahlen aufbauen kann, müssen 
aktuelle Fahrprofile auf Grundlage von dienst-
lichen Fahrtenbüchern und Abrechnungsun-
terlagen privater Fahrzeuge ausgewertet wer-
den. Unabhängig von der Nutzung konkreter 
Fahrzeuge wird so der Bedarf je Fahrzeugklas-
se und Antriebsart, je Amt bzw. Betrieb, aber 
auch standort- und ämter- bzw. betriebsüber-
greifend transparent. Unbedingt sollten die 
Mitarbeiter der Verwaltung bei der Konzepter-
stellung und Umsetzung mitwirken. Beispiele 
aus der Praxis zeigen: Funktionierende und 
praxistaugliche Maßnahmen als Ergebnis ei-
ner strukturierten Vorgehensweise überzeugen 
und sie werden von den Mitarbeitern akzep-
tiert.

Elektromobilität im Fuhrpark konsequent umsetzen © EWR AG
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Landkreis Altenkirchen:   
Mit der Sonne im Akku unterwegs

Der Landkreis Altenkirchen beschäftigt sich 
seit einigen Jahren mit dem Thema Elektro-
mobilität. Im Rahmen der gemeinsamen Kli-
maschutzinitiative des Landkreises und seiner 
Verbandsgemeinden gab es bereits verschie-
dene Projekte, um das Thema in der Region 
voranzubringen. Anfang 2014 bekam die Kreis-
verwaltung das erste E-Auto ausgeliefert, das 
zwei Jahre als Dienstfahrzeug genutzt und von 
den Nutzern sehr gut angenommen wurde. 
Zurzeit hat die Kreisverwaltung zwei E-Autos 
und zwei Plug-in-Hybride. Zwei weitere reine 
Stromer sind bestellt und werden voraussicht-
lich noch in diesem Jahr in den Fuhrpark inte-
griert. 

Die E-Fahrzeuge werden in einer neu errich-
teten Garage geparkt und geladen. Zwei Wall-
boxen sind hier bereits installiert, zwei weite-
re werden folgen. Um die Nachhaltigkeit des 
E-Fuhrparks, der bereits jetzt ausschließlich 
mit Ökostrom geladen wird, noch zu steigern, 
wird die Ladeinfrastruktur mit einer PV-An-

lage gekoppelt, die mit einer Leistung von  
7,7 Kilowatt peak (KWp) Sonnenstrom für die 
Fahrzeuge liefern wird. Durch den Gewinn 
des rhenag-Klimapreises kann das nachhal-
tige Ladekonzept zudem um einen stationä-
ren Batteriespeicher erweitert werden. Dieser 
ermöglicht es, Dienstfahrzeuge, die tagsüber 
auf Dienstfahrten unterwegs sind, nach 
Dienstschluss mit dem Strom aus der eigenen 
PV-Anlage wieder aufzuladen. Bei einem Jah-
resertrag der PV-Anlage von etwa 7.000 kWh 
können so über 40.000 km mit Sonnenstrom 
zurückgelegt werden. Das entspricht der Jah-
resfahrleistung von zwei Dienstfahrzeugen.

Mit dem Konzept „Sonne tanken“ möchte 
der Landkreis Altenkirchen eine Vorreiter- 
rolle in Sachen Klimaschutz einnehmen und 
zeigen, dass nachhaltige Mobilitätslösungen 
nach dem Prinzip der Sektorkopplung bereits 
heute möglich und umsetzbar sind.

Text: Stefan Glässner, Landkreis Altenkirchen

Der Landkreis Altenkirchen setzt auf Elektromobilität im ländlichen Raum © Energieagentur Rheinland-Pfalz
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Nutzfahrzeuge für kommunale Dienste

Bei den technischen Diensten im Kommu-
nalbetrieb bestehen große Potenziale für den 
Einsatz von elektrischen Nutzfahrzeugen. In 
nahezu allen deutschen Kommunen sind die 
Anforderungsprofile der in diesen Bereichen 
eingesetzten Pkw und Kleintransporter fast 
ausnahmslos für den Einsatz von elektrischen 
Antrieben geeignet. Bei Pkw ist das heutige 
Fahrzeugangebot an Elektro-Varianten voll-
kommen ausreichend. Für E-Kleintranspor-
ter (zum Teil auch mit Sonderaufbauten und 
-einbauten) entwickeln sich zunehmend neue  
Angebote. Darüber hinaus entstehen auch 
innovative neue Fahrzeugkonzepte, wie z. B. 
im Bereich der E-Lastenräder. Erste Einsätze 
von alternativ angetriebenen Großfahrzeugen 
im Rahmen von Forschungsprojekten zeigen, 
dass in den kommenden Jahren weitere Op- 
tionen entstehen werden. Auch für den Einsatz 
von E-Nutzfahrzeugen, insbesondere bei grö-
ßeren Kommunen, sollte die Verwaltung ein 
Gesamtkonzept in Kombination mit einer stra-
tegischen Beschaffungsplanung erarbeiten. 

4.2  E-Busse

Insbesondere in Kommunen mit großen Prob-
lemen im Bereich der Luftreinhaltung gewinnt 
das Thema Elektromobilität im ÖPNV immer 

stärker an Bedeutung. Die schienengebundene 
Elektromobilität im Nahverkehr in Form von 
Straßenbahnen spielt in Rheinland-Pfalz ledig-
lich in Mainz und Ludwigshafen eine Rolle. 

Kommunen, die gewillt sind, auf E-Busse um-
zusteigen, müssen sich diversen Herausforde-
rungen stellen. Zum einen gab es in den ver-
gangenen Jahren nur ein begrenztes Angebot 
an lieferbaren Modellen. Hier entspannt sich 
die Lage aktuell, auch wenn aufgrund der ho-
hen Nachfrage weiterhin längere Lieferzeiten 
in Kauf genommen werden müssen. Zum an-
deren sind die Anschaffungskosten von E-Bus-
sen wesentlich höher als der Neukauf bzw. die 
Umrüstung von Diesel-Bussen. Maßgeblich 
verringert werden können diese Investitionen 
durch die Nutzung der Förderprogramme des 
Bundes, die zusätzlich zu den Fahrzeugen 
selbst auch die notwendige Ladeinfrastruktur 
bezuschussen (vgl. Kapitel 3.4). 

E-Busse bei der Ladung an Pantografen 
© Siemens AG

E-Busse bei der Ladung an einer Oberleitung  
© Siemens AG
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Die Umstellung auf Elektroantrieb im Bus-
betrieb erfordert eine genaue Planung im 
Hinblick auf Einsatzmöglichkeiten. Je nach 
Steigung, Routenlänge und Fahrzeuggröße 
(Solobus, Gelenkbus) eignen sich E-Busse nur 
für den Betrieb auf bestimmten Linien. Dies 
trifft vor allem auf batterieelektrische Busse zu, 
denn Brennstoffzellen-Busse haben eine grö-
ßere Reichweite und können schneller betankt 
und damit quasi rund um die Uhr eingesetzt 
werden. Andererseits sind Wasserstofftankstel-
len in der Regel deutlich teurer als Strom-La-
destationen. Die zuständigen Verkehrsbetriebe 
müssen daher abwägen, welche Antriebsart 
auf welchen Linien sinnvoll ist. 

Die Lade- oder Tankstrategie ist hierbei von 
zentraler Bedeutung: Wie oft, wann und wo 
wird getankt bzw. geladen? Welche Art von 
Infrastruktur wird genutzt (Ladesäulen, Pan-
tograf, Wasserstofftankstelle)? Auch Ertüchti-
gungsmaßnahmen im Depot, in der Werkstatt 
und entlang der Strecke sollten berücksichtigt 
werden. Busfahrer sowie Werkstattpersonal 
müssen Schulungen erhalten, um sich mit 
den Besonderheiten elektrischer Antriebe aus-
einanderzusetzen. Damit erhöht sich auch die 
Akzeptanz für die Fahrzeuge.

Im ländlichen Raum stellt sich die Situation 
schwieriger dar. Zum einen müssen hier in 
der Regel größere Entfernungen zurückgelegt 
werden, so dass praktisch nur Brennstoffzel-
len-Busse die erforderliche Reichweite mit-
bringen. Zum anderen ist die Finanzierung 
des ÖPNV aufgrund der meist geringeren 
Nutzung oftmals schwieriger, so dass höhere 
Investitionen nicht immer möglich sind. Ge-
gebenenfalls bieten hier interkommunale Zu-
sammenschlüsse eine Chance zum gemeinsa-
men Handeln.

Bei der Beschaffung der E-Busse bietet es 
sich an, auf die  Erfahrungen von Vorreiter-
kommunen zurückzugreifen (vgl. Kapitel 
5). Kommunen ohne eigene Verkehrsbe-
triebe, die folglich keine direkte Einfluss-
möglichkeit auf die Wahl der eingesetzten 
Fahrzeuge haben, können bei der nächsten 
Ausschreibung des öffentlichen Busverkehrs 
entsprechende Kriterien formulieren, an de-
nen sich die Bieter zu orientieren haben. 

In Trier fahren bereits E-Busse © SWT-AöR
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Emissionsfreier ÖPNV bei der  
Regionalverkehr Köln GmbH

Bei der Regionalverkehr Köln GmbH (RVK) 
ist man sich als kommunales Verkehrsunter-
nehmen der ökologischen Verantwortung be-
wusst. Im Rahmen des Projekts „Null Emis-
sion“ ist es das Unternehmensziel, ab 2030 
ausschließlich Fahrzeuge mit emissionsfreien 
Antrieben zu beschaffen. 

Erster wichtiger Schritt zur praktischen Umset-
zung dieses sehr ambitionierten Projekts war 
die Inbetriebnahme der ersten beiden Brenn-
stoffzellen-Hybridbusse im Jahr 2011. Diese 18 
Meter langen Fahrzeuge waren seinerzeit die 
ersten Brennstoffzellen-Hybridbusse der Welt. 
Die Prototypenfahrzeuge waren planmäßig 
fünf Jahre in den Stadtverkehren von Hürth 
und Brühl im Einsatz. Aufgrund der positiven 
Erfahrungen hat die RVK 2014 zwei weitere 
Brennstoffzellen-Busse beschafft. Dabei han-
delt es sich um 13,5 Meter lange Vorserien-
fahrzeuge mit einem 10-Jahres-Vollwartungs-
vertrag, die mindestens über diesen Zeitraum 
im Einsatz sein werden.

Aufgrund des sehr großen Verkehrsgebiets 
der RVK und der damit verbundenen hohen 
Tagesleistung im Regionalverkehr von durch-
schnittlich ca. 250 km pro Bus, lag der Fokus 
von Anfang an auf der Brennstoffzellentechno-
logie. Mit Wasserstoff betriebene Brennstoff-
zellen-Busse bieten bereits heute Reichweiten 
von 350 km im Linienverkehr bei gleicher Lini-
en-Flexibilität wie Diesel-Busse – es ist keine 
zusätzliche (Lade-)Infrastruktur auf der Stre-
cke notwendig. Ebenfalls von Vorteil ist die re-
lativ kurze Betankungszeit von unter zehn Mi-
nuten. Auch der Fahrzeugeinsatz erweist sich 
in der nun achtjährigen Betriebsphase als un-
problematisch. Die Verfügbarkeiten der Busse 
ist mit Diesel-Bussen vergleichbar. Fahrperso-

nal und Fahrgäste sind von den Bussen sehr 
angetan: Sie sind nicht nur deutlich leiser und 
vibrationsärmer als Diesel-Busse, sondern 
stoßen neben Wasser bzw. Wasserdampf keine 
Emissionen aus. In der Brennstoffzelle reagiert 
der bei 350 Bar mitgeführte gasförmige Was-
serstoff mit Sauerstoff aus der Umgebungsluft 
in einer elektrochemischen Reaktion zu Was-
ser, unter der Abgabe von elektrischer Energie. 
Diese wiederum treibt die Elektromotoren an 
oder wird in der Hochvolt-Batterie gespeichert. 

Aufgrund der positiven Erfahrungen mit dem 
Einsatz der derzeitigen Brennstoffzellen-Bus-
se wurde seitens der RVK entschieden, den 
nächsten Schritt zu gehen und eine größere 
Flotte dieser innovativen Fahrzeuge zu be-
schaffen. So wurden im Zuge des EU-För-
derprojekts „Fuel Cell & Hydrogen Joint 
Undertaking“ (JIVE) und durch weitere Förder-
mittel vom Bund (NIP2) 30 neue Brennstoff-
zellen-Busse bestellt. Diese Fahrzeuge werden, 
beginnend im Sommer 2019, ausgeliefert. Pa- 
rallel dazu werden durch die RVK zwei Wasser-
stofftankstellen im Rheinisch-Bergischen und 
im Rhein-Sieg-Kreis errichtet. Zudem plant das 
Unternehmen die Beschaffung von bis zu 20 
weiteren Brennstoffzellen-Bussen im Zuge des 
EU-Projekts JIVE 2. Hierdurch wird die RVK 
über die größte Brennstoffzellen-Busflotte in 
Europa verfügen. 

Die Aktivitäten der RVK wären aufgrund der 
höheren Kosten bei der Fahrzeugbeschaffung 
und Infrastruktur ohne Fördermittel nicht 
durchführbar. So erhält das Unternehmen För-
dermittel sowohl vom Land Nordrhein-Westfa-
len als auch vom Bund und der EU. Bei An-
schaffungskosten von derzeit 625.000 Euro 
bis 650.000 Euro für einen 12 Meter langen 
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Brennstoffzellen-Bus (zum Vergleich: Je nach 
Ausstattung kostet ein Diesel-Bus ca. 250.000 
Euro) ist neben der Politik und weiteren För-
derprogrammen auch die Industrie gefordert, 
der Technologie mit geringeren Fahrzeugprei-
sen zum flächendeckenden Durchbruch zu 
verhelfen.  

Die Regionalverkehr Köln GmbH nimmt im 
Bereich der alternativen Antriebstechnologien 
eine Vorreiterrolle in Europa ein. Aufgrund der 

positiven Erfahrungen und Vorteile von Brenn-
stoffzellen-Bussen in punkto Reichweite, Flexi- 
bilität und Betankungszeit sowie der Verfüg-
barkeit von Nebenproduktwasserstoff aus der 
chemischen Industrie in der Region Köln setzt 
die RVK hierbei vor allem auf die Brennstoffzel-
lentechnologie. 

Text: Jens Conrad / Heiko Rothbrust,  
Regionalverkehr Köln GmbH

Brennstoffzellen-Bus im Einsatz © Regionalverkehr Köln GmbH
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4.3  Ladeinfrastruktur

Um die Elektromobilität in Deutschland zu 
etablieren, bedarf es einer ausreichend di-
mensionierten, bedarfsorientierten und wirt-
schaftlich tragfähigen Ladeinfrastruktur. Zur 
Stimulierung des Markthochlaufs ist der sub-
ventionierte Aufbau eines Grundstocks an La-
destationen, insbesondere zum Schnellladen, 
sinnvoll und notwendig. Der weitere Aufbau 
und insbesondere Betrieb wird aber im We-
sentlichen eine nicht öffentliche, sondern viel-
mehr eine privatwirtschaftliche Aufgabe sein. 
Die Rolle der Kommune ist jedoch gerade in 
der Anfangsphase von Bedeutung und liegt 
darin, den Aufbauprozess einzuleiten und zu 
koordinieren.  

Planvolle Entwicklung der Ladeinfrastruktur 

Damit der Aufbau von Ladeinfrastruktur in den 
kommenden Jahren strukturiert erfolgt, sollte 
die Kommune zunächst sinnvolle Standorte 
unter Berücksichtigung lokaler Verkehrsströ-
me und bereits bestehender bzw. geplanter La-
destationen identifizieren. Geeignete Standor-
te zeichnen sich dadurch aus, dass dort in den 
nächsten Jahren Bedarf und somit ein Markt-
potenzial für Ladevorgänge im öffentlichen 
oder halböffentlichen Raum entsteht. Dabei 
sind die z. T. unterschiedlichen Bedürfnisse 
von Einwohnern, Unternehmen und Touristen 
sowie des Transitverkehrs zu berücksichtigen.

Auf dieser Grundlage kann die Kommune ei-
nen Aufbau- und Finanzplan für öffentliche 
Ladeinfrastruktur erstellen und darüber hinaus 
Maßnahmen zur Förderung des Aufbaus halb- 
öffentlicher, gewerblicher und privater Lade- 
infrastruktur entwickeln. Dieser Plan ist nicht 
als statisches Werk zu verstehen, sondern viel-
mehr als dauerhafter Prozess. Es ist daher wich-
tig, dass ein zentraler Koordinator innerhalb 
der Verwaltung aktuelle Entwicklungen konti- 
nuierlich einbezieht. Eine innovative Möglich-
keit zur Erschließung von dicht besiedelten 
Räumen ist z. B. die Nachrüstung geeigneter 
Straßenlaternen mit Ladepunkten.

Besonderheiten im ländlichen Raum

E-Autos werden überwiegend an Standorten 
geladen, an denen sie lange und regelmäßig 
parken. Dies trifft vor allem auf das eigene Zu-
hause oder den Arbeitsort zu: Bis zu 90 Pro-
zent der Ladevorgänge im ländlichen Raum 
finden laut einer Studie des Ministeriums für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz Ba-
den-Württemberg an diesen Orten statt.

Die meisten Haushalte im ländlichen Raum 
verfügen über Stellplätze auf eigenem Grund, 
die sie selbst mit einer gut abgesicherten 
Steckdose oder einer Wallbox ausstatten und 
damit die Voraussetzungen zum Laden eines 
E-Autos schaffen können. Dadurch kann der 
Ladebedarf größtenteils im privaten Bereich 
abgedeckt werden. Öffentliche Ladeinfrastruk-
tur ist somit vor allem für Gäste von auswärts 
erforderlich. Gleichzeitig sollte sie nicht ver-
nachlässigt werden, um die touristische Attrak-
tivität der Region zu erhalten. In der Planung 
sollten insbesondere Einzugsgebiete und Auf-
enthaltsdauer der Touristen eine Rolle spielen. 

Als besondere Herausforderung auf dem 
Land stellt sich der wirtschaftliche Betrieb von  
öffentlichen Ladesäulen dar. Unter Umstän-
den kann sich eine Kommune daher dafür ent-
scheiden, den Aufbau der Ladeinfrastruktur 
selbst oder über einen kommunalen Betrieb 
anzustoßen oder die Kooperation mit einem 
Partner, z. B. einem Energieversorger oder ei-
ner Genossenschaft, zu suchen. 

Auch für ländliche Räume sind Ladeinfra-
strukturkonzepte wichtig, um die zukünftige 
Mobilität der Regionalbevölkerung und die 
Attraktivität von Wirtschaftsstandorten sicher-
zustellen. Um Synergieeffekte zu schaffen und 
Konkurrenzentwicklungen zu vermeiden, ist es 
zweckvoll, solche Konzepte auf Landkreisebe-
ne zu koordinieren.
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Ladeinfrastruktur in der 
Verbandsgemeinde Wörrstadt

Die rheinhessische Verbandsgemeinde 
Wörrstadt mit einer Fläche von 112 km2 und 
knapp 30.000 Einwohnern in 13 Ortsgemein-
den ist bereits seit vielen Jahren im Klima-
schutz und in erneuerbaren Energien aktiv. 
Seit 2012 beschäftigt sie sich mit dem Thema 
Elektromobilität. Die Aktivitäten begannen mit 
einer schrittweisen Umstellung des kommu-
nalen Fuhrparks auf E-Autos und die Anschaf-
fung von Dienst-Pedelecs. 

Die Entwicklung der Ladeinfrastruktur nahm 
ihren Anfang mit der Einrichtung von Lade- 
punkten für den eigenen Fuhrpark sowie mit der 
Installation einer öffentlichen 22 kW-Ladesäule 
am technischen Rathaus der Verbandsgemein-
de durch das Energieunternehmen EWR. Die 
weitere Entwicklung der öffentlichen Ladein-
frastruktur übernahm in der Folge der Ener-

gie- und Servicebetrieb Wörrstadt, eine Anstalt 
des öffentlichen Rechts (AöR), die auch für 
den Betrieb der gemeindeeigenen Windener-
gie- und PV-Anlagen und für die Leitungsnetze 
verantwortlich ist. Bis 2018 errichtete der Ener-
gie- und Servicebetrieb 17 weitere Normallade-
punkte mit 11 bzw. 22 kW Leistung. Die Nut-
zung dieser Ladesäulen ist aktuell kostenfrei, 
die Ladezeit pro Ladevorgang jedoch auf zwei 
Stunden begrenzt.

Seit März 2019 fördert die Verbandsgemeinde 
Wörrstadt auch die Entwicklung privater Lade-
punkte. So erhalten Bürger, die sich eine Wall-
box zulegen, einen Zuschuss in Höhe von 300 
Euro.

Text: Daria Paluch, Verbandsgemeinde Wörrstadt

Ladestationen im rheinhessischen Wörrstadt © Energieagentur Rheinland-Pfalz
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4.4 Rechtliche Handlungsoptionen

In ihrer Rolle als Initiator und Gestalter können 
Kommunen einige rechtliche Handlungsspiel-
räume nutzen, um die Elektromobilität vor Ort 
zu fördern.

Privilegierung von E-Fahrzeugen im Straßen-
verkehr 

Eine wichtige juristische Grundlage zur Förde-
rung von Elektromobilität in Kommunen bie-
tet, wie in Kapitel 3.4 dargestellt, das EmoG. 
Die Privilegierung von E-Fahrzeugen beim 
Parken oder bei Zufahrtsbeschränkungen bzw. 
Durchfahrtsverboten wird bereits in über 100, 
vor allem größeren deutschen Kommunen 
praktiziert. Eine vom BMVI und BMU beauf-
tragte Evaluation des EmoG kommt zu dem 
Ergebnis, dass die Anwenderkommunen das 
Instrument als positiv bewerten, jedoch auch 
Informationsdefizite im Hinblick auf eine ef-
fektive und rechtssichere Anwendung sehen. 
Dies gilt z. B. bei der Frage nach einer Beschil-
derung, die mit der Straßenverkehrs-Ordnung 
(StVO) konform geht, oder bei der konsequen-
ten Ahndung des Falschparkens auf Parkplät-
zen für E-Autos. Aus der Befragung von be-
troffenen Kommunen haben die Autoren der 
Studie Empfehlungen zur Weiterentwicklung 
des EmoG formuliert. Bis auf weiteres emp-
fiehlt sich für interessierte Kommunen, den 
Kontakt zu Städten zu suchen, die bereits Er-
fahrungen bei der Privilegierung von E-Fahr-
zeugen im Straßenverkehr sammeln konnten 
(vgl. Kapitel 5). 

Förderung von Elektromobilität durch das 
Bauplanungsrecht

Auch das Bauplanungsrecht bietet Möglich-
keiten zur Förderung der Elektromobilität,  
z. B. über die Berücksichtigung in der Bauleit-
planung und die Aufnahme entsprechender
Vorgaben in Bebauungspläne oder städtebau-
liche Verträge. Damit sowie durch Anpassun-

gen der Stellplatzsatzung können Kommunen 
lenkend auf den Aufbau von Ladeinfrastruktur 
sowie die Entwicklung von (E-)Carsharing- 
Angeboten einwirken.

Parkregelung für E-Autos in Mainz 
© Energieagentur Rheinland-Pfalz
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Landeshauptstadt Mainz gewährt  
Vorteile für Elektrofahrzeuge 

Mainz begann schon vor der Diskussion um 
Dieselfahrverbote, sich über saubere Luft im 
Stadtgebiet Gedanken zu machen. Neben Lö-
sungsansätzen über den ÖPNV, den Rad- und 
Fußverkehr wurden auch Vorteile der Elektro-
mobilität erkannt. In der „Handlungsstrategie 
Elektromobilität“ wurden 2016 verschiede-
ne Handlungsfelder erarbeitet und auch der 
„Masterplan M³ Green City Mainz“ aus dem 
Jahr 2018 beschäftigt sich u. a. mit der Elek- 
trifizierung des Verkehrs. Als eine Möglichkeit 
der Kommune, Einfluss auf die Verbreitung 
von Elektromobilen zu nehmen, nutzte Mainz 
frühzeitig Ansätze der Privilegierung, die das 
EmoG Kommunen eröffnet.

Das EmoG bietet Kommunen mehrere Mög-
lichkeiten, Bevorrechtigungen für E-Fahrzeuge 
zu gewähren. Die Stadt Mainz hat sich auf Pri-
vilegien beim Parken konzentriert. Elektrisch 
betriebene Fahrzeuge mit E-Kennzeichen bzw. 
-Plakette parken im gesamten Stadtgebiet 
bei Verwendung der Parkscheibe bis zur Er-
reichung der Höchstparkdauer gebührenfrei. 
Dies gilt für alle Bereiche mit Parkscheinau-
tomat. Die Automaten sind entsprechend mit 
einem Aufkleber gekennzeichnet. 

Zusätzlich hat die Stadt Mainz an Ladesta- 
tionen Sonderparkplätze für E-Fahrzeuge aus-
gewiesen. Diese sind durch entsprechende 
Schilder gekennzeichnet. Die Höchstparkdau-
er von zwei Stunden während der Bewirtschaf-
tungszeit darf dort nicht überschritten werden 
und ist entsprechend über eine Parkscheibe 
nachzuweisen. Autos mit Verbrennungsmo-
tor dürfen diese Parkplätze nicht nutzen. Wer 
sein diesel- oder benzinbetriebenes Fahrzeug 
dennoch abstellt, muss damit rechnen, dass 
es abgeschleppt wird. Zusätzlich wird noch ein 
Verwarnungs- bzw. Bußgeld erhoben. Außer-
dem wurde ein zusätzlicher Flyer erarbeitet, 
um auf die Parkregelung hinzuweisen.

Die Stadt Mainz konnte sich bei ihrem Vorge-
hen nur an wenigen Beispielen aus der Praxis 
anderer Städte orientieren. Erfahrungswerte 
zum richtigen Vorgehen und zu Resultaten 
der Privilegierung gab es entsprechend kaum. 
Zudem fehlen oftmals klare bundeseinheit- 
liche Regelungen, etwa zur Beschilderung von 
E-Ladeplätzen. Viele Abstimmungen verlie-
fen ämterübergreifend: So wurden Grün- und 
Umweltamt, Ordnungsamt, Verkehrsbehörde, 
Verkehrsüberwachung und die Stadtbildge-

staltung eingebunden. Als 
vorteilhaft erwies sich, dass 
das Thema in der Hand ei-
nes Dezernates liegt und die 
Handlungsstrategie als po-
litisch legitimierter Rahmen 
vorhanden war.

Text: Sascha Müller, Landeshaupt-
stadt Mainz

 
 

E-Autos parken in Mainz kostenlos © Energieagentur Rheinland-Pfalz
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4.5  Elektromobilität in multimodalen 
Mobilitätskonzepten 

Um die Mobilitätsoptionen für Privatperso-
nen und Unternehmen zu erhöhen, sollten 
Kommunen multimodale Mobilitätskonzep-
te verfolgen und voranbringen. So kann eine 
optimierte Verknüpfung verschiedener Fortbe-
wegungsmittel helfen, einerseits Fahrten mit 
privaten Fahrzeugen zu reduzieren und ande-
rerseits den Anteil elektrisch betriebener Fahr-
zeuge im Individualverkehr zu erhöhen. Im 
Mittelpunkt solcher Ansätze steht der Aufbau 
von Mobilitätsstationen, die den Umstieg zwi-
schen verschiedenen öffentlichen und privaten 
Verkehrsmitteln erleichtern und somit indivi-
duell kombinierbare Mobilitätsformen attrak-
tiv machen. Idealerweise begleiten passende 
Mobilitäts-Apps oder -karten diese Angebote, 
um bei der Wahl und Nutzung der jeweils ge-
eigneten Verkehrsmittel zu helfen. 

Neben der Optimierung der Kombination her-
kömmlicher Fortbewegungsmittel wie ÖPNV, 
Privat-Pkw, Fahrrad- und Fußverkehr sollten 
auch E-Fahrzeuge (E-Autos, Pedelecs, E-Roller) 
bei der Umsetzung intermodularer Mobilitäts-
strategien zum Einsatz kommen. Daher soll-
te es Park-, Abstell- und  Lademöglichkeiten 
für private E-Fahrzeuge an den Mobilitätssta- 
tionen geben. Ergänzend kann die Kommune 

entsprechende Sharing-Angebote als Baustein 
des Umweltverbundes initiieren und integrie-
ren. Gerade in den Abendstunden und am Wo-
chenende kann Carsharing eventuell bestehen-
de Angebotslücken im ÖPNV füllen. 

Initiierung von (E-)Carsharing

Kommunen und kommunale Betriebe können 
unter Umständen eigene Sharing-Modelle an-
bieten. Häufiger treten sie jedoch als Initiator 
und Ermöglicher auf. So können sie Kontakt 
zu gewerblichen Sharing-Anbietern herstellen, 
Stellflächen zur Verfügung stellen, dort ent-
sprechende Ladeinfrastruktur errichten lassen 
sowie die öffentlichkeitswirksame Bewerbung 
der Sharing-Angebote unterstützen. Gleichzei-
tig kann eine Kommune als Nutzer von Sha-
ring-Angeboten auch selbst zu deren Auslas-
tung und damit zum wirtschaftlichen Betrieb 
beitragen. 

Besonders im ländlichen Raum spielt dies 
eine große Rolle. Dort lassen sich herkömm-
liche Sharing-Modelle aufgrund der geringen 
Bevölkerungs- und damit Nutzerdichte in den 
ersten Jahren kaum kostendeckend realisieren.  
Voraussetzung für eine erfolgreiche Einfüh-
rung des Sharing-Angebots im ländlichen 
Raum ist daher auch die Einbindung regiona-
ler Privatunternehmen oder öffentlicher Ein-

Stromversorgung für E-Autos an der Mobilitätsstation des Umwelt-Campus Birkenfeld 
© Energieagentur Rheinland-Pfalz
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richtungen als Haupt- bzw. Ankernutzer, die 
eine Grundauslastung und damit eine Grund-
finanzierung garantieren. Auch private Pkw 
und Fahrzeuge ehrenamtlicher Fahrdienste  
(z. B. Bürgerautos oder -busse) können außer-
halb ihrer Kernnutzungszeiten durchaus für 
das Carsharing zur Verfügung stehen. Der Auf-
bau eines solchen  Corporate Carsharings mit 
E-Fahrzeugen ist prädestiniert für ländliche Ge-
biete. Denn die Fahrzeug-Eigentümer (Unter-
nehmen, Kommunen und private Haushalte) 
tragen zunächst die Basiskosten, so dass die 
Fahrzeuge nicht von Beginn an ihre vollen Kos-
ten über die Vermietung erwirtschaften müs-
sen. Zusätzlich fallen nur die Auslagen für die 
Carsharing-Technologie und -Dienstleistungen  
(z. B. für Buchungs- und Abrechnungssyste-
me, Versicherungen etc.) an. Damit diese Kos-
ten in den ersten Jahren nicht als Hinderungs-
grund von den Eigentümern wahrgenommen 
werden, können sie möglichst über öffentliche 

Zuschüsse oder Sponsoring gedeckt werden, 
bis die Einnahmen aus der Vermietung hoch 
genug sind. 

Inzwischen gibt es auch eine wachsende An-
zahl von Bürgerenergiegenossenschaften, die 
ein E-Carsharing vor Ort initiieren und betrei-
ben. Für Kommunen sind sie als Partner eben-
falls eine interessante Option. 

Ein Carsharing-Angebot mit E-Fahrzeugen 
kann grundsätzlich zur Akzeptanz dieser neu-
en Antriebstechnologie beitragen, da Nut-
zer dadurch erste praktische Erfahrungen im 
Fahrbetrieb sammeln können. Dadurch sinkt 
die Hemmschwelle für die Anschaffung eines 
Elektromobils. Denn gerade das besondere 
Fahrgefühl, das E-Autos vermitteln, kann den 
Ausschlag für spätere Kaufentscheidungen  
geben.

E-Carsharing ist nicht selten der Erstkontakt zur Elektromobilität © Energieagentur Rheinland-Pfalz
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Stadtwerke Neuwied machen mit  
„nemo“ elektrisch mobil

Zwischen Koblenz und Bonn gibt es keine 
Carsharing-Angebote. Bisher. Mit „nemo“ 
schließen die Stadtwerke Neuwied (SWN) die-
se Lücke. „nemo“ heißt das neue Projekt und 
steht für „Neuwied. Elektrisch. Mobil“. Die 
SWN starten mit zwei Fahrzeugen in der In-
nenstadt. In den Jahren 2019 und 2020 ist ein 
Ausbau des Angebots mit fünf zusätzlichen  
Fahrzeugen geplant. SWN-Geschäftsführer 
Stefan Herschbach ist sich sicher, dass Carsha-
ring-Modelle in ein paar Jahren ausschließlich 
mit E-Autos betrieben werden. In Neuwied 
wird das von Anfang an so gemacht. An den 
zentralen Standorten gibt es bereits Ladesäu-
len und sowohl die Mitarbeiter des Bades als 
auch die des Kundencenters können die E-Au-
tos mitnutzen. An den neu zu errichtenden 
Standorten in den Stadtteilen können die SWN 
für die Beschaffung der Fahrzeuge und La-
destationen Fördermittel des BMVI aus dem 
Sondervermögen „Energie und Klimafonds“ 
nutzen.

Wer das Angebot nutzen möchte, muss sich 
einmalig online registrieren. Benötigt wird 
noch der Nachweis, dass man einen Führer-
schein hat. Anschließend zeigt die Smartpho-
ne-App für das Carsharing die Fahrzeuge an. 
Mit der App gibt man den Buchungszeitraum 
ein und öffnet und verschließt den Wagen. 
Details über den Ladestatus mit Reichweite, 
Kosten und Standort gibt es dort auch. Ge-
zahlt wird ausschließlich für die tatsächliche 
Nutzung, abgerechnet wird über Kreditkarte 
oder Lastschrift. Die Fahrzeuge stehen rund 
um die Uhr zur Verfügung, auch an Wochen-
enden und Feiertagen. Es gibt vier Tarife: Ei-
nen Stunden-, einen Über-Nacht-, einen Ta-
ges- sowie einen Wochenend-Tarif. Carsharing 
ist mittlerweile eine Alternative zum eigenen 
Auto oder gar zum Zweitwagen, der nicht stän-
dig genutzt wird. Faustregel: Wer weniger als  
20.000 km im Jahr fährt, hat eine gute Wahl-
möglichkeit. Bei unter 10.000 km pro Jahr ist 
Carsharing auf jeden Fall lohnend. 

Text: David Meurer, Stadtwerke Neuwied GmbH

Smartphone-App für das Carsharing in Neuwied © Stadtwerke Neuwied
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4.6  Checkliste kommunaler Handlungsmöglichkeiten 

Mobilitätsstrategie 

 › Wird die Kommune ihrer Vorbildfunktion 
im Bereich nachhaltiger Mobilität gerecht? 
Wenn nein, sind die Stellschrauben be-
kannt, um dies zu ändern? 

 › Wird Elektromobilität in eine umfassende 
Strategie für nachhaltige Mobilität und/
oder kommunalen Klimaschutz einge-
bettet? Werden Ziele formuliert, die die 
Kommune erreichen möchte? 

 › Ist ein (Elektro-)Mobilitätskonzept sinn-
voll? Sollte dies durch einen externen 
Dienstleister erstellt werden oder im Haus? 
Fand eine Prüfung im Hinblick auf mögli-
che Fördermittel für ein Konzept statt? 
 

 › Bekennen sich die politischen Entscheider  

zur (Elektro-)Mobilitätsstrategie in der 
Kommune? Gibt es einen bindenden Be-
schluss, eine Beauftragung der Verwaltung 
und entsprechende Haushaltstitel? 
 

 › Findet eine koordinierte Zusammenar-
beit der betroffenen Verwaltungs- und 
Planungsgremien statt? Wurde ein konkre-
ter Mitarbeiter als Koordinator benannt? 
Nehmen relevante Akteure, wie z .B. 
Bürger, Wohnungswirtschaft, Netzbetreiber, 
Energieversorger, am Prozess teil? 
 

 › Holen sich die zuständigen Mitarbeiter 
bei beratenden Institutionen und anderen  
Kommunen Beratungsleistungen bzw. 
Erfahrungsberichte ein?  

 

 
Kommunaler Fuhrpark 

 › Gibt es konkret formulierte Ziele, wie der 
kommunale Fuhrpark künftig aussehen 
soll? Nutzt die Kommune die Chance zur 
Einführung eines umfassenden Mobilitäts-
managements, das auch die Vermeidung 
von Fahrten und neue Verkehrsmittel 
berücksichtigt? 
 

 › Gibt es klare Zuständigkeiten für die Um-
stellung des Fuhrparks und das anschlie-
ßende Fuhrparkmanagement?  
Ist die Beauftragung eines externen Dienst-
leisters im Umstellungsprozess und darü-
ber hinaus sinnvoll? 

 › Sind die Personalvertretung bzw. die Mitar-
beiter in den Prozess eingebunden? 
Findet eine Ermittlung des tatsächlichen, 
vollständigen Mobilitäts-/Fahrzeugbe-
darfs anhand konkreter Zahlen (Fahrtenbü-

cher, Kilometergeld-Abrechnungen) statt? 
Kann der Bedarf auf Ämter und Betriebe 
trennscharf heruntergebrochen werden? 
Liegt eine Wirtschaftlichkeitsberechnung 
unter Berücksichtigung der Vollkosten vor? 
 

 › Ist Pooling im Fuhrpark geplant, auch un-
ter Einbindung von Zweirädern? 
Sind mögliche Einsatzgebiete für E-Fahr-
zeuge klar benannt? Gibt es einen Plan für 
die Ladeinfrastruktur und das Lade- 
management? 

 › Liegt eine strategische Beschaffungspla-
nung vor? Werden bei Ausschreibungen 
Besonderheiten von E-Fahrzeugen berück-
sichtigt? Werden Fördermittel bei der Be-
schaffung von Fahrzeugen und Ladeinfra-
struktur zeitig geprüft und beantragt? 
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E-Busse 

 › Können passende Einsatzmöglichkeiten 
für E-Busse anhand der Route, Steigung, 
Fahrzeugkonfiguration identifiziert werden? 
Liegt eine Entscheidung für ein Antriebs-
konzept (Batterie oder Brennstoffzelle) vor? 
 

 › Gibt es eine Beschreibung der Tank- und 
Ladestrategie sowie der benötigten Infra-
struktur? 
 

 › Sind erforderliche Qualifizierungs- bzw. 

Fortbildungsmaßnahmen des Personals 
eingeplant? Gibt es Möglichkeiten für tech-
nische Ertüchtigungen der Fahrstrecken? 

 › Liegen Leistungsverzeichnisse für die 
Beschaffung der E-Busse oder für den 
Busbetrieb als Ganzes vor? Werden Förder-
mittel bei der Beschaffung von Fahrzeugen 
und Ladeinfrastruktur zeitig geprüft und 
beantragt? Sind ggf. interkommunale Zu-
sammenschlüsse sinnvoll? 

Ladeinfrastruktur 

 › Findet eine Identifizierung sinnvoller 
Standorte für öffentliche Normal- und/
oder Schnellladepunkte statt? Wird hierbei 
berücksichtigt, welche Gruppen die Lade-
möglichkeiten wie und zu welchen Zeiten 
nutzen? 
 

 › Gibt es einen zentralen Koordinator für 
das Thema in der Verwaltung? Werden rele-
vante Akteure, vor allem Netzbetreiber und 
Energieversorger, eingebunden?  

 › Gibt es interessierte Unternehmen, die eine 
oder mehrere Ladestationen in Eigenregie 
errichten und betreiben wollen? Werden 

auch lokale Akteure angesprochen? 
 › Wird eine Wirtschaftlichkeitsberechnung 

für Standorte erstellt, die die Kommune 
ggf. selbst betreiben möchte?  
Werden Fördermittel zeitig geprüft und 
beantragt? 
 

 › Werden Besonderheiten im urbanen oder 
ländlichen Raum berücksichtigt?  
Passen z. B. das Ladeinfrastrukturkonzept 
und die Tourismusstrategie zusammen? 

 › Kann die Kommune eventuell ein eigenes 
Förderprogramm für private Ladeinfra-
struktur aufsetzen? 
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Rechtliche Handlungsoptionen 

 › Findet eine Prüfung statt, welche Bevor-
rechtigungen für E-Pkw gemäß EmoG  
(z. B. beim Parken, bei Zufahrten etc.) im 
Stadtgebiet oder in der Kommune  gewährt 
werden können?  

 › Kann eine deutliche Kennzeichnung und 
Beschilderung von Ladesäulen-Parkplätzen 
ohne größere Probleme umgesetzt wer-
den?  

 › Werden Verletzungen dieser Privilegie-
rung, z. B. die Fehlbelegung von Parkplät-
zen an Ladesäulen, entsprechend geahn-
det?  

 › Berücksichtigen Bauleitplanung, Bebau-
ungspläne und städtebauliche Verträge 
Ladeinfrastruktur und ggf. E-Carsharing?  

 › Ändert die Kommune die Stellplatzsatzung 
zugunsten von E-Fahrzeugen? 

E-Fahrzeuge in multimodalen Mobilitätskonzepten 

 › Gibt es ein Mobilitätskonzept in der 
Kommune, das multimodale Fortbewegung 
fördert? 
 

 › Ist der Aufbau von Mobilitätsstationen 
geplant, die den Umstieg zwischen den 
Verkehrsmitteln erleichtern und den Um-
weltverbund stärken? Gibt es an oder in 
der Nähe von Mobilitätsstationen sichere 
Abstellmöglichkeiten für private E-Pkw und 
Pedelecs sowie Lademöglichkeiten? 
 

 › Ist geplant, E-Carsharing vor Ort zu initi-
ieren? Wurden professionelle gewerbliche 
Anbieter und/oder weitere Partner, z. B. 
Nachbarkommunen oder Bürgerenergiege-
nossenschaften, angesprochen? 
 

 › Stellt die Kommune für das E-Carsharing 
Stellplätze an geeigneten Standorten zur 
Verfügung und ist dort die Errichtung von 
Ladeinfrastruktur möglich? 

 › Können öffentliche Einrichtungen oder lo-
kale Unternehmen als Ankernutzer für das 
E-Carsharing gewonnen werden, um einen 

wirtschaftlichen Betrieb sicherzustellen? 
Wurde ein Abgleich mit den Zielen und 
Maßnahmen des kommunalen Fuhrpark-
managements vorgenommen? 
 

 › Lässt sich ein Bürgerbus oder lassen sich 
andere ehrenamtliche Fahrdienste in das 
E-Carsharing integrieren? Können vielleicht 
sogar private E-Autos in den Sharing-Pool 
eingebracht werden? 
 

 › Können weitere lokale Akteure, z. B. Verei-
ne, für eine Mitnutzung des E-Carsharings 
gewonnen werden? Finden sich lokale 
Sponsoren für das Projekt? 
 

 › Unterstützt die Kommune das Projekt 
E-Carsharing durch öffentlichkeits- 
wirksame  Kommunikationsarbeit?
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5  Angebote der Energieagentur Rheinland-Pfalz

Die Lotsenstelle für alternative Antriebe bei der 
Energieagentur Rheinland-Pfalz unterstützt 
Kommunen im Land bei Fragen rund um die 
Elektromobilität. Wir informieren zu einer 
Bandbreite von Themen: Von Potenzialen der 
Elektromobilität für den Klimaschutz und die 
Luftreinhaltung, über Einsatzmöglichkeiten 
von E-Fahrzeugen in Flotten bis hin zur Ent-
wicklung und dem Betrieb von Ladeinfrastruk-
tur. Ein besonderes Augenmerk legen wir auf 
die Besonderheiten von Elektromobilität im 
ländlichen Raum.

Unser Angebot umfasst:

 › Individuelle Impuls- und Einstiegsberatung 
zu Fach- und Förderanfragen 

 › Fachliche Unterstützung bei  
Förderanträgen 

 › Informationsvorträge im Rahmen  
politischer Planungs- und  
Entscheidungsprozesse 

 › Fachvorträge und Moderationen im  

Rahmen kommunaler Veranstaltungen 

 › Vermittlung von praxiserfahrenen Akteuren,  
z. B. über das Patenprogramm Kommunal-
elektrisch 

 › Konzeption und Durchführung von  
regionalen Informations- und  
Schulungsveranstaltungen und lokalen 
Workshops 

 › Vernetzung von Kommunen, Instituten  
und Interessengruppen zum  
Erfahrungsaustausch und zur Entwicklung 
gemeinsamer Projekte (z. B. im Netzwerk 
Elektromobilität in Rheinland-Pfalz) 

 › Initiierung von Gemeinschaftsanträgen 

 › Begleitung gemeinschaftlicher  
Ausschreibungen von E-Fahrzeugen  
und Ladeinfrastruktur 

 › Unterstützung bei öffentlichkeitswirksamen 
Aktionstagen und Kampagnen

 

Mehr auf: www.energieagentur.rlp.de/elektromobilitaet

© Energieagentur Rheinland-Pfalz
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6  Weiterführende Informationen
http://www.energieagentur.rlp.de/elektromobilitaet

http://nationale-plattform-elektromobilitaet.de/

https://starterset-elektromobilität.de/

https://www.now-gmbh.de/de

https://www.bmu.de/themen/luft-laerm-verkehr/verkehr/

https://www.bmvi.de/DE/Themen/Mobilitaet/Elektromobilitaet/Elektromobilitaet-kompakt/
elektromobilitaet-kompakt.html

https://www.umweltbundesamt.de/themen/verkehr-laerm

https://www.bdew.de/energie/elektromobilitaet-dossier/

https://www.adac.de/rund-ums-fahrzeug/e-mobilitaet/

Lademöglichkeit auf dem Gelände einer Tankstelle in Alzey © Energieagentur Rheinland-Pfalz
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7  Abkürzungsverzeichnis und Glossar
 
AC Wechselstrom (von engl. „Alternating Current“) 
Ampere (A) Einheit für Stromstärke 
BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e. V. 
BMVI Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
Brennstoffzelle Einer Batterie ähnliche Stromquelle, in der durch Oxidation von  
 Wasserstoff mit Sauerstoff chemische Energie in elektrische Energie  
 umgewandelt wird 
CCS Europäisches Norm-DC-Ladesystem 
 (von engl. „Combined Charging System”) 
CEE In Europa gebräuchliches Steckverbindersystem zur ein- oder  
 dreiphasigen Übertragung von Wechselstrom 
CHAdeMO Handelsname eines DC-Ladesystems, das vor allem in E-Fahrzeugen  
 asiatischer Hersteller verbaut wird 
CO2 Kohlendioxid 
DC Gleichstrom (von engl. „Direct Current“) 
EmoG Elektromobilitätsgesetz 
H2 Wasserstoff 
km Kilometer 
kW Kilowatt (Einheit für Leistung) 
kWh Kilowattstunde (Einheit für Arbeit bzw. Energie) 
kWp Spitzenleistung einer PV-Anlage unter standardisierten  
 Testbedingungen 
LSV Ladesäulenverordnung 
NPE Nationale Plattform Elektromobilität 
ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr 
Pantograf Lademast mit Kontaktarm zur Aufladung von E-Bussen mit  
 Dachstromabnehmer 
Pedelec Fahrrad mit elektrischem Hilfsmotor 
PV Photovoltaik 
Schuko Standardsystem für Stromsteckdosen und -stecker in deutschen   
 Haushalten (Kurzwort für „Schutzkontakt“) 
Traktionsbatterie Wiederaufladbarer Akkumulator (Stromspeicher), der zum Antrieb von  
 Elektrofahrzeugen dient und aus mehreren zusammengeschalteten  
 Elementen (daher „Batterie“) besteht 
Typ 2-Stecker Steckertyp, der in Europa für die AC-Ladung von Elektrofahrzeugen an  
 Ladesäulen als Standard festgelegt wurde 
Umweltverbund Gruppe der „umweltverträglichen“ Verkehrsmittel:  
 Fuß- und Radverkehr, öffentliche Verkehrsmittel wie Bus, Bahn und  
 Taxi sowie gemeinsam genutzte Fahrzeuge (z. B. in Form von  
 Carsharing oder über Mitfahrzentralen) 
Volt (V) Einheit für elektrische Spannung 
Wallbox Wandhängende Ladestation für E-Fahrzeuge
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8  Impressum
Kurzvorstellung

Die Energieagentur Rheinland-Pfalz unter-
stützt als kompetenter Dienstleister Kom-
munen und ihre Bürger sowie Unternehmen 
in Rheinland-Pfalz bei der Umsetzung ihrer 
Aktivitäten zur Energiewende und zum Kli-
maschutz. Sie vermittelt Wissen, moderiert 
Prozesse, initiiert und begleitet Projekte, gibt 
Impulse und motiviert in den Bereichen erneu-
erbare Energien, Energieeffizienz und Energie-
sparen. 

Mitarbeiter in den Regionalbüros stehen als 
Ansprechpartner vor Ort zur Verfügung und 
unterstützen bei der Durchführung regionaler 
Projekte. Damit trägt die Landesenergieagen-
tur dazu bei, die Klimaschutzziele des Landes, 
des Bundes und der Europäischen Union zu 
erreichen. 

Die Energieagentur Rheinland-Pfalz GmbH 
wurde als Einrichtung des Landes gegründet. 
Sie informiert unabhängig sowie produkt- und 
anbieterneutral.

Herausgeber

Energieagentur Rheinland-Pfalz GmbH 

Redaktion

Dr. Peter Götting, 
Dr. Bernd Lämmlin, 
Luisa Scheerer, 
Energieagentur Rheinland-Pfalz GmbH

Mitwirkung und Beratung: EcoLibro GmbH; 
Florian Strunk

Bildnachweis Titelseite 

EWR AG, SWT-AöR  
Energieagentur Rheinland-Pfalz GmbH

Gestaltung 

Jennifer Chojnacki,  
Energieagentur Rheinland-Pfalz GmbH

Stand: November 2019

© Energieagentur Rheinland-Pfalz

Elektromobilität_191128.indd   42Elektromobilität_191128.indd   42 03.12.2019   13:06:5603.12.2019   13:06:56



Elektromobilität_191128.indd   43Elektromobilität_191128.indd   43 03.12.2019   13:06:5603.12.2019   13:06:56



Gefördert durch

Energieagentur Rheinland-Pfalz GmbH 
Trippstadter Straße 122 | 67663 Kaiserslautern 
E-Mail: info@energieagentur.rlp.de

www.energieagentur.rlp.de 
 energie_rlp    energie.rlp

„Lotsenstelle für alternative Antriebe in Rheinland-Pfalz“
wird von der Europäischen Union aus dem Europäischen Fonds

für regionale Entwicklung und dem Land Rheinland-Pfalz gefördert.
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